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Vorwort 


Die grossen Fragen, mit welchen die Franzö- 
siche Revolution Europa in Bewegung gesetzt 
hat, sind nicht neu, sondern haben schon früher, 
insbesondere im siebenzehnten Jahrhundert, auf 
Veranlassung der Englischen Revolution, die 
Geister praktisch und theoretisch beschäftigt. 
AJber die Stimmen der weisen Männer, welche 
schon in jener Zeit diese Fragen gründlich er- 
örterten, sind in den Stürmen der nachfolgenden 
Zeit last verhallt Es lohnt sich wohl der Mühe 
ihre Lehren wieder hervorzuziehn, und durch 
dasjenige, was sich aus späteren Erfahrungen, 
und vielleicht weiterem Nachdenken ergeben hat, 
zu vervollständigen. Dazu einen geringen Bei- 
trag zu liefern, soll durch die folgende Abhand- 
lung versucht werden. 




Die Lehre von der Sonverainetät des 'Volk 
ist deshalb ein Dogma genannt , weil sie in dei 

L v~-» » • 

That ein Glaubenssatz der heutigen Demokratei 
zu seyn scheint, dessen deutliche Erklärung und 
Begründung sie für überflüssig, oder auch viel- 
leicht für unmöglich halten. Auch ist es jf 

ganz natürlich, dass sie, als ein solcher Glau- 
* . 
benssatz hingestellt, und als dunkle, halb ver- 
standene Idee, im grossen Haufen verbreitet, an 
mächtigsten wirken musste. — Ob ihr aber ein« 

- » 

solche, gleichsam religiöse, und wirklich bei 

- * 

" . einer gewissen Parthey (insbesondere in Frank- 

reich) in die Stelle der Religion getretene Gel- 

f ♦ 

tung gebühre, muss sich aus einer genauer« 

i > i 

Untersuchung ergeben. 



In dem Zeitalter, welchem die neuern Europäischen 
Staaten ihrer Entstehung’ und anfänglichen Geschichte 
nach grösstentheils angehören , brachte die vorherr- 
schende religiöse Richtung der Geister cs mit sich, 
dass auch solche Anstalten und Verrichtungen, welche 
man itzt, indem man sie nur nach ihrer äusseren Er- 
scheinung bcurtheilt, für rein weltlich hält, auf eine 
höhere und göttliche Ordnung bezogen wurden, und, 
zumal wenn ihre Bedeutsamkeit und Wichtigkeit be- 
sonders einlcuchtete, die Weihe der Religion empfin- 
gen. Solche Ansichten gehören auch nicht bloss dem 
christlichen Mittelalter an, sondern sind uralt, und 
finden sich bei den meisten Völkern der Erde. Als 
Beispiel kann hier schon das Institut der Ehe ange- 
führt werden, welches wohl nur hei einigen ganz 

Cohen Nationen und neuerlich seit der französischen 

, \ 

Revolution, bei demjenigen Volke, welches sich für 
das aufgeklärteste unter allen hält, von religiösen Ge- 
bräuchen unabhängig erscheint. 


1 
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Dass es sich eben so mit der Staatsanstalt verhält, 
darf nicht Wunder nehmen. Dem einfältigen Men- 
schenverstände schien einzulenchtcn , was freilich der 
hohen Aufklärung: unsers Jahrhunderts nicht gefallt, 
dass Staaten und ihre Regierungen aus Begebenheiten 
und Fügungen hervorgehen, welche die schwache Hand 
des Menschen zu leiten sich vergebens unterfängt, 
und dass darin mehr, als vielleicht sonst irgendwo, 
die Wirkungen eines unsichtbaren Etwas sichtbar sind, 
welches der Eine Zufall, der Andere Vorsehung nennt 
Wenn nun ferner die moralische IVothwendigkcit, 
welche es mit sich bringt, dass die Menschen in 
Staaten und unter Obrigkeiten (ohne welche dieStaa- 

I 

ten nicht denkbar sind) leben, mit religiösen Ideen 
in Verbindung gebracht wird, so rechtfertigt sich von, 

seihst der Spruchs Die Obrigkeit ist von Gott ver- 

* 

ordnet ! > " 

Dieser Spruch ist, wie sich aus seiner Bedeutung 
von selbst ergiebt, auf jede ordentliche Obrigkeit, in 
welcher Regicrungsfiorm sie auch Vorkommen mag, 
anwendbar, ln der Monarchie aber, wo die höchste 
Staatsgewalt durch ein einziges Individuum repräsen- 
tirt wird, Wo sieb die Strahlen des Glanzes, welcher 
den erhabenen Bau des Staates umgiebt, auf einem 
Haupte vereinigen, da tritt auch jene Bedeutung ein- 
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dringlicher und sinnlich vernehmbarer hervor. Es 
erscheint ganz natürlich, dass Symbole oder sinnliche 
Zeichen erfunden wurden, um die hier zum Grunde 
liegenden abstractcn Begriffe auf ähnliche Weise, wie 
es mit Religionsbegriffen von jeher geschehen ist, der 
grossen Menge vernehmbar und anschaulich zu machen. 
So findet sich die Salbung, als Weihe des Königlichen 
Amtes, schon bei dem ersten Israelitischen Könige. 
Da wo die 'Staatsgewalt auf einem sichtbaren Haupte 
bleibend ruhte, und in einer und derselben Familie 
Jahrhunderte verblieb, waren solche Symbole am an- 
wendbarsten, und prägte sich der dadurch hervorge- 
brachte Eindruck den Gemütkern der Menschen am 
festesten ein. 

Nur im Sinne des oben angeführten biblischen 
Spruches kann vernünftigerweise das Sogenannte gött- 
liche Recht ( droit divin ), von welchem die neuern 
französischen, Demokraten stets reden, und welchem 
sie ihre Lehre entgegenstellen, verstanden werden; und 
es g«rt schon hieraus hervor, was hoffentlich weiter 
unten noch deutlicher werden wird, das diese Idee de» 
göttlichen Rechts auf jeden ordentlichen Staat an- 
wendbar ist, dass also auch die von demokratischen 

Ansichten geleiteten Staatslehrer, indem sie einen Staat 

/ 

nach ihren Ansichten ronstruiren, sich diese Idee ge- 

2 * 
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fallen lassen müssen, wenn nicht (worüber ebenfalls 
unten weiter zu reden seyn wird) ihr Staat mit dem 
Begriff eines Staates überhaupt, also mit sich selbst, 
im Widerspruch, mithin ein Unding seyn soll. 

Die Lehre, welche dieser Idee entgegengesetzt 
wird, ist bekanntlich die der Souverainetät des Volks 
( souveruineti du peuple). 

Ihre Entstehung scheint diese Lehre, als Theorie, 
der Englischen Revolution des siebenzchntcn Jahrhun- 
derts zu verdanken. Denn wenn gleich im Griechishcn 
und Römischen Alterthum die republikanische Staats- 
form praktisch vorherrschte, so gab cs doch, so viel 
man weiss, keine philosophische Theorieen, welche 
die Rechte der Regierten von denen der Regierenden 
trennten, und letztere den ersteren gegenüherstclltcn; 
wie denn überhaupt die alten Philosophen das Natnr- 
reclit noch nicht als besondere Wissenschaft, getrennt 
von Moral und Politik, behandelten, sondern die Theo- 
rie des Staats hauptsächlich nach moralischen Ideen 
aufzubauen suchten. 

Die Englischen Demokraten der erwähnten Pe- 
riode stellten die Behauptung auf, dass die höchste 
Gewalt vom Volke ausgehe, und cs wird berichtet, 
dass namentlich das Unterhaus, welches ohne Zu- 
stimmung des Oberhauses einen Gerichtshof zur Ab- 
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urthcilung Carls I. niedersetzte, diesen verfassungs- 
widrigen Schritt (gegen welchen der König mit un- 
erschütterlicher Standhaftigkeit, und ohne sich vor 
diesem Gerichtshöfe auf die gegen ihn vorgebrachten 
Anklagen einzulassen, so lange protestirte, bis er seinen 
Kopf unter das Henkersbeil legen musste), damit recht- 
fertigte, dass es der wahre und alleinige Repräsentant 
des Volkes sey (wem fallen hicbey nicht die Reden 
der Demokraten in der Französischen Deputirten-Kam- 
mer über das angebliche pouvoir constituant derselben 
ein!). Dieselbe Theorie wurde demnächst auch von 
Schriftstellern aufgestellt. Sie bildete den Gegensatz 
gegen die Ansichten, welche Hugo Grotius, und viel 
stärker der höchst scharfsinnige und folgerechte Hob- 
bes aussp rachen, indem sie dem Revolutions-Princip 
den Krieg erklärten. Den letzteren Ansichten schei- 
nen auch die Deutschen Philosophen, welche gegen 
das Ende des siebenzehnten und in der ersten Hälfte 
des achtzehnten Jahrhunderts das Naturrecht auszu- 
bilden suchten, sich hingencigt zu haben. Aber die 
Lehre von der Souverainetät des Volks erlangte be- 
kanntlich ihre höchste Ausbildung durch Rousseau. 

Eine kurze Auseinandersetzung des Systems die- 
ses geistreichen Philosophen gehört zu dem Zwecke 
dieser Abhandlung, und ist schon deshalb intcrescant, 
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weil ein so scharfsinniges Spiel des menschlichen Ver- 

1 . 

Standes auch dann die Aufmerksamkeit fesselt , wenn 
inan sich gedrungen sieht, ihm alle praktische An- 
wendbarkeit zu bestreiten. Freilich mag es unter de- 
nen, welche die souverainete du peuple im Munde 
führen, manche geben, welche Rousseaus Werk nie 
studirt haben, aber dennoch hat es ohne Zweifel mit 
am meisten zur Verbreitung der revolutionären Ideen 
beigctragqn. ► 

Rousseau, welcher bekanntlich die Lehre von der 
Freyheit und Gleichheit der Menschen im Naturzu- 
stände auf die höchste Spitze stellt (indem er freilich 
die Züge zu seiner Schilderung dieses Naturzustandes 
von den wilden Thicren entlehnt), findet doch, dass 
die Menschen, um den Hindernissen, welche sich ihrer 
Erhaltung entgegenstellten, begegnen zu können, ge- 
nöthigt waren, in eine gesellschaftliche Verbindung 
zu treten und so die schwachen Kräfte der Einzelnen 
ZU gemeinschaftlicher Verteidigung zu vereinigen und 
dadurch zu stärken. Die zu lösende Aufgabe war nun 
seiner Meinung nach die: eine Form der gesellschaft- 
lichen Verbindung zu finden, welche mit der ganzen 
vereinten Kraft die Person und die Habe jedes einzel- 
nen Verbundenen schützte und vertheidigte, und wo- 
bey dennoch jeder Einzelne, indem er sich mit allen 



Digitized by Googl 



7 


verband, nur sich selbst gehorchte, und eben so frey 
blieb, wie vorher. 

Diesen Satz führte er darauf zurück, dass jeder 
Einzelne sich gänzlich mit allen seinen Rechten der 
Gemeinheit übergebe. Denn, sagte er, indem jeder 
sich ganz liingiebt, ist das Verhältniss für alle gleich, 
und da das Verhältniss für alle gleich ist, so hat 
Keiner ein Interesse dabey, es den Anderen lästig zu 
machen. — Noch mehr: da die Uebertragung aller 
Rechte an die Gemeinheit ohne Vorbehalt geschieht, 
so ist die Verbindung so vollkommen, wie sie seyn 
kann, nnd kein einzelnes Mitglied kann noch etwas 
fordern: denn wenn Einzelnen noch Rechte übrig 
blieben, so würde, da es keinen höheren Richter zw»- 
sehen ihnen und der Gemeinheit giebt, jeder in ge- 
wisser Hinsicht sein eigner Richter seyn, und bald 
verlangen, cs in allen Hinsichten seyn zu wollen; und 
so würde der Naturzustand fortbestehen, und die Ver- 
bindung nothwendig tyrannisch oder bedeutungslos 
werden. Eudlich, indem sich jeder Einzelne Allen 
hingicht, giebt er sich Niemandem hin, und da es kein 
Mitglied der Verbindung giebt, über welches man 
nicht dasselbe Recht erwirbt, welches man ihm über 
sich selbst cinräumt, so erhält man alles,, was man ver- 
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liert, wieder ersetzt, und gewinnt mehr Kräfte, das- 
jenige zu erhalten, was man besitzt. 

Demnach drückte Rousseau das Wesen des Ge- 
sellschaftsver träges ( contrdt social') folgendermaassen 
aus: Jeder von uns setzt seine Person und sein gan- 
zes Vermögen in die Gemeinschaft ein und stellt sie 
unter die höchste Leitung des allgemeine PVillens, 
und als Gemeinheit erhalten wir jedes einzelne Glied 
als untrennbaren Theil des Ganzen. 

So bildet er diesen Vertrag, welcher nach seiner 
Ansicht demjenigen Vertrage, wodurch die Herrscher- 
gewalt entsteht, vorangehen muss. Denn, sagt er, ehe 
ein Volk sich einen König wählt, muss es erst ein 
Volk seyn: woraus würde sonst, wofern die Wahl 
nicht etwa einstimmig geschieht, die Verpflichtung 
der Minderzahl hervorgehn, sich der Wahl der Mehr- 
zahl zu unterwerfen! 

Aus diesem Vertrage entsteht nun eine moralische 

« 

Person, das Gemeinwesen, welches aus eben so vielen 
Gliedern besteht, als der Verein Stimmen zählt; und 
diese moralische und öffentliche Person wird von ihren 
Gliedern, sofern sie sich leidend verhält, Staat , sofern 
oie aller thätig ist, Souverain genannt. 

Somit (fährt Rousseau weiter fort) schliesst der 
Gcscllschaflsvertrag eine wechselseitige Verpflichtung 

' t 
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zwischen dem Gesammtwcsen und seinen einzelnen. 
Gliedern in sich. Diese Verpflichtung kann freilich 
nicht einseitig aufgehoben werden. Indessen kann der 
Souvcrain auch nicht durch eine Verpflichtung gegen 
sich selbst gebunden werden, nnd daraus folgt, dass 
kein Grundgesetz für die Gesammtheit des Volks ver- 
bindlich ist, selbst nicht der Gesellschaflsvertrag (wenn ' 

gleich die Gesammtheit sich gegen eiüe fremde Person 

• * 

gültig verpflichten kann, in sofern sie dadurch nicht 
dem Gesellschafts vertrage Eintrag thut, durch welchen 
sie ja ihr Daseyn hat, und durch dessen Vernichtung 
sie sich selbst vernichten würde). 

Der Souverain, als Ganzes, kann kein den einzel- 
nen Gliedern, aus welchen er besteht, entgegenstehen- 
des Interesse haben $ wohl aber kann der Einzelne 
einen mit dem allgemeinen Willen nicht vereinbaren 
besonderen Willen haben. Allein der Gesellschafts- 

1 

vertrag, wenn er keine leere Form seyn soll, schliesst 
in sich, dass, wer die Rechte des Bürgers fordert, 
ohne die Pflichten des Vnterthanen zu erfüllen, wer 
dem allgemeinen Willen nicht gehorchen will, durch 
die Gesammtheit dazu gezwungen werde. Dieses heisst 
nur so viel, dass man ihn zwingt, frey zu seyn, weil 
das Verhältnis, welches jeden Bürger dem Vaterlande 
giebt, ihn vor jeder persönlichen Abhängigkeit bewahrt. 
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Der Mensch gewinnt durch den staatsbürgerlichen Ver- 
ein die moralische Frey heit, indem er die natürliche 
verliert, und gewinnt das Eigentumsrecht an seiner 
Habe, indem er des ihm im Naturzustände zustehenden 
unbegrenzten Rechts auf alles, was ihn reizt und was 
er erreichen kann, verlustig geht 

So entsteht auch das Eigentumsrecht nach Rous- 

seau erst durch den Staat, indem durch ihn das Recht 

• 

der ersten Besitzergreifung ( Occupatio ) erst gesichert 
wird. Aus der oben entwickelten Theorie folgt aber 
zugleich , dass der Staat Herr über alles Eigen- 
tum der Einzelnen ist, welche sich ja mit allem ihren 
Vermögen ihm hingegeben haben. Allein damit hört 
das Privateigentum nicht auf, sondern wird vielmehr 
nur gesichert, wenn gleich das Recht des Einzelnen 
auf das Seinige dem Recht des Gemeinwesens auf Alles 
untergeordnet ist. { _ 

» t 

Rousseau giebt ferner die wesentlichen Eigen- 
schaften an, welche er der Souvcrainetät (die nach 
ihm nur die Ausübung des allgemeinen Willens ist) 
beilegt. — Sie ist erstlich unveräusserlich. Der allge- 
meine Wille kann sieh nicht (wenigstens nicht dauer- 
haft) mit einem besonderen W T illen verbinden: denn 
letzterer strebt nach Vorzügen, ersterer nach der 
Gleichheit. Der Souverain kann wohl für den Augen- 
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blick dasselbe wollen, was ein einzelner Mensch will, 
aber sich nie für die Zukunft verpflichten, denselben 
Willen zu haben. Es hänget von keinem Wollen ab, 
etw r a« zu genehmigen, was dem Wohl des wollenden 
Wesens entgegen ist — Hieraus wird gefolgert, dass 
kein Volk das unumwundene Versprechen geben kann, 
jemandem zu gehorchen, ohne sich selbst aufzolösen: 
sobald es einen Herrn giebt, giebt es keinen Souve- 
rain mehr. Jedoch können die Befehle des Staatsober- 
hauptes auch für den allgemeinen Willen gelten, so- 
lange der Souverain sich ihnen nicht widersetzt, also 
stillschweigend einwilliget. 

Die Souverainelät ist aus denselben Gründen utt- 
t heilbar. Die gewöhnlichen Eintheiluft^cn der Staats- 
gewalt in gesetzgebende, vollziehende u. s. w. sind 
daher irrig, in sofern man sie von der Souverainctät 
selbst, und nicht blos von, den Ausflüssen derselben 
gelten lassen will. .. . < 

Der allgemeine Wille, als solcher ist ferner alle- 
zeit recht 5 er kann nicht irren, sondern hat immer 
das öffentliche Wohl zum Ziel. Dasselbe lässt sich 
aber nicht von den Volksberathungen sagen. Der 
Wille Aller ist nicht immer eins mit dem allgemeinen 
Wollen. Man will immer sein Wohl, aber man siefH 

I 

cs nicht immer ein. Das Volk kann getauscht wer- 
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den: dies geschieht besonders durch theil weise Ver- 
eine, welche sich zum Schaden des grossen Staats- 
Vereins bilden. 

Aus dem aufgestellten Begriff der Souverainctät 
folgert Rousseau weiter, dass der Staatsvcrcin zwar 
eine unumschränkte Gewalt über alle seine Glieder 
hat, dass er aber nichts von ihnen fordern kann, was 
nicht zum Nutzen des Gemeinwesens dient. Freilich 
muss der Souverain über diese Frage des Nutzens ent- 
scheiden, er kann aber seiner Natur und der Vernunft 
nach nichts Unnützes wollen. Alle Glieder des Sou- 
veräns sind ja einander gleich, und jeder stimmt zu 
seinem Besten, indem er suin Besten Aller stimmt 
In dieser M&c ist jedes Glied dem Staate nicht nur 
sein Eigenthum, sondern auch sein Leben zu opfern 
schuldig, welches ihm der Staat beschützt. Er giebt so 
dem Staate nur wieder, was er von ihm erhalten hat. 

Indem nun Rousseau zu der Gesetzgebung über- 
geht, wodurch, wie er sagt, der Staatsverein ^n Be- 
wegung und Thätigkeit gesetzt wird, findet er, in 
Uebercinstimmung mit den obigen Aufstellungen, dass 
die Gesetze durchaus nur allgemeine und abstracte 
Begehn, ohne Bezug auf bestimmte Personen, scyn 
'müssen, zugleich aber auch, dass der Verfasser der 
Gesetze selbst übermenschliche Fähigkeiten besitzen, 
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aber doch keinen Anthcil an der Staatsgewalt haben 
müsse. Daher erklärt er cs, dass zu allen Zeiten die 
Väter der Völker die Gottheit hinzutreten lassen, und 
ihrem Gesetzgebungswerke den Stempel der Religion 
aufgcdriickt haben. 

So weit ist das System noch immer folgerecht; 
allein nun kommt die schwierige Aufgabe, es ins 
Lehen treten zu lassen. 

Die gesetzgebende Gewalt gehört dem Volke, die 
vollziehende aber ( fährt Roussau weiter fort) kann ihhi 
nicht gehören, weil ihre Wirksamkeit nur in besonderen 
Handlungen besteht Der Souverain muss deshalb eine 
Mittelsperson zwischen sich und den einzelnen Unter- 
thanen haben. Diese Mittelsperson ist die Regierung, 
der Fürst oder der Magistrat. Sie besteht entweder 
aus einem einzigen Menschen, oder aus mehreren, 
oder aus allen (oder fast allen) Mitgliedern des Staats, 
je nachdem die Regierungform monarchisch oder ari- 
stokratisch oder demokratisch ist Solche Personen sind 
also nur Deamte des Sonvcrains, des Volks, und die- 
ses kann die ihnen anvertraute Gewalt nach Relieben 
beschränken, ändern und zurücknehmen. — Hier findet 
kein Vertrag statt. Ein Unterwerfungsvertrag würde 
ein Unding scyn, theils weil die höchste Gewalt an 
sich unveräusserlich ist, theils weil ein solcher Ver- 
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trag 1 des Volks mit einzelnen Personen eine besondere 
Handlung, keine allgemeine, mithin kein Gesetz seyn 
würde, das Volk aber nur Gesetze geben soll. 

Wie entsteht denn nun aber die Regierung? 

Diese Frage beantwortet Rousseau selbst so, dass 
der Widerspruch, in 'welchem er mit seinem eigenen 
System geräth, mit Händen zu greifen ist. 

Er sagt: dass eine Regierung unter irgend einer 
-Form seyn solle, kann der Souverain, das heisst, das 
Volk, durch ein Gesetz bestimmen. Aber die Aus- 
führung des Gesetzes , nämlich die Wahl der Perso- 
nen, denen die Regierung anvertraut werden soll, kann 
kein Gesetz seyn: es ist eine besondere Handlung, 
eine Handlung der Regierung. — Wie kann nun aber 
eine Handlung der Regierung Vorkommen, bevor eine 

Regierung vorhanden ist ? Antwort : hier ergiebt sich 

% 

eine bewundernswürdige Eigenheit des Staatskörpers, 
wodurch anscheinend einander widersprechende Hand- 
lungen in Einklang gebracht werden: hier verwandelt 
sich plötzlich die Souverainetät in Demokratie,* und 
durch eine nicht wahrnehmbare Veränderung, ledig- 
lich durch ein neu eintretendes Verhältnis Aller zu 
Allen werden die Rürger Magistratspersonen und gehn 
von den allgemeinen Acten zu besondern , von Gesetzen 
zu deren Vollziehung über. — So entsteht die Re- 



15 

giemng,. oder , was einerley ist, die vollziehende Ge- 
walt, durch ein Gesetz, nicht durch einen Vertrag, 
und die Personen, welchen dieselbe übertragen wird, 

6ind nicht die Herren des Volks, sondern seine Be- 
amte, die es nach Belieben einsetzen und absetzen 
kann. Sic errichten mit demselben keinen Vertrag) 
sondern sollen ihm gehorchen, und indem sie die ihnen 
übertragenen Aemter annchmen, erfüllen sie nur ihre 
Pflicht als Bürger, ohne in irgend einer Hinsicht das 
Recht zu haben, über die Bedingungen zu streiten. 

Ferner folgt auch aus dem Obigen, dass wenn 
ein Volk eine erbliche, sey cs monarchische oder ari- 
stokratische, Regierung cinsetzt, cs dadurch keine Ver- 
pflichtung übernimmt, sondern nur der Verwaltung 
eine vorsorgliche Form giebt, bis es ihm belieben 
wird, darüber anders zu verfügen. — Freilich sind 
diese Veränderungen gefährlich, und man muss nie 
anders an der Regierung rühren, als wenn sie mit 
dem öffentlichen Wohl unverträglich wird. Dies ist 
aber eine Regel der Politik, nicht des Rechts. Uebri- 
gens kann man in solchem Falle nicht genug Sorg- 
falt anwenden, um einen regelmässigen und gesetz- 
lichen Act von einer bloss aufrührerischen Bewegung,'* 
und den Willen eines ganzen Volks von dem Geschrey 
einer Parthey zu unterscheiden. — Rousseau empfiehlt 

•xä 
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hiebei von Zeit zu Zeit wiederkehrende Volksver- 
sammlungen, um zu entscheiden, oh es dem souverai- 
nen Volke gefalle, die bestehende Form der Regierung 
heizubehalten und den mit deren Verwaltung beauf- 
tragten Personen dieselbe fernerhin zu lassen. 

Endlich legt Rousseau dem allgemeinen Willen 
noch die Eigenschaft bei, dass er unzerstörbar , d. h. 
stets sich gleich bleibend, unveränderlich und rein 
»ey. Diese Eigenschaft verliere er auch in dem ver- 
dorbensten Staate nicht. Nur verstumme er da, wo 
Eigennutz oder Partheisncht die Stimme des öffent- 
lichen Wohls fibertäube. 

Dies sind die Grundzüge seines Systems, welche 

i * ’ , 

hier vollständig aufzuführen nöthig schien, um die fol- 
genden Bemerkungen darauf zu stützen. 

* - / 

Es ergiebt sich zuvörderst fast von selbst, dass 
dieses System, sowie die Lehre von der Souverainetät 
des Volks überhaupt , eine reine Fiction ist, welche 
bei jedem Versuche, sie praktisch anzuwenden, und 
' einen Staat darnach zu bilden, sich in sich selbst auf- 
lösen muss; wie denn auch die Geschichte ergiebt, 
* dass nie ein Staat auf diese Weise entstanden ist 

Wenn der Staatsvertrag darin besteht, dass 
jeder Einzelne seine Person und sein Vermögen der 
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Gesamiutheit üliergiebt, so scheint dies auf eine unbe- 
schränkte Gütergemeinschaft unter den säuiintlicben 
Staatsg-Jiedern führen zu müssen. Dies ist aber nicht 
Rousa^au’s Meinung. Er sagt vielmehr ausdrücklich, 
dass das Eigenthumsrecht des Einzelnen erst durch den 

i , / 

Staat entstehe und geschützt werde. Der Besitz des 
Staats soll aber neben dem der einzelnen Glieder be- 
stehen, und der stärkere seyn *). Wie damit aber 
der Begriff des Privateigentums zu vereinigen sey, 
darüber scheint Rousseau selbst nicht jm Klaren zu 
seyn, da er einmal bemerkt, dass das Privateigenthum 
seine Natur nicht durch den Staatsvertrag verändere, 
ein andermal aber die Privatcigenthümer wieder nur 

als blosse Depositare darstcllt. 

~ \ 

. 

*) Die Bedeutung, welche die Franzosen jetzt in den Unter- 
schied der Ausdrücke: Boi de France und Boi der Franfois 
legen, rührt, dem Anscheine nach, aus einer nur halb ver- 
standenen Bemerkung des Rousseau her. Er sagt nämlich: 
man begreife aus seiner Theorie, wie der Landbesitz der v 
Einzelnen Besitz des Staats werde, und sich also As Sou- 
verainctätsrecht von den Personen der Unterthanen auch auf 
ihr Landeigentum ausdehne. Dieses sey von den alten 
Monarchen nicht wollt beachtet, indem sie sich Könige der 
Perser, der Scytheti u. s. w. genannt hätten, wogegen die 
neueren Herrscher sich geschickter Könige von Frankreich, 
von Spanien u. s. w^ nennten. — Rousseau billigt also gerade 
die letztere Weise, in so fern er nämlich den Fürsten als 
den Repräsentanten des Staates, oder des souverainen Volkes 
betrachtet. 

' 2 > 
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Vielleicht kann man in dem eben angeführten 

Satze, wenn man ihn von den paradoxen Formeln, in 
s * 
welchen Rousseau ihn darstellt, entkleidet, den ein- 

* 

fachen Sinn finden, dass im Staate jeder einzelne bc- 

reit seyn soll sich und' seine Habe dem Wohl des 

• 

Ganzen, wenn cs nöthig ist, zu opfern. Dann lehrt 
sie aber wiederum nur, welche Gesinnung ein jeder 
in den Staatsverein mitbringen soll, welche aber nie 
bei allen Mitgliedern desselben Statt gefunden hat. 
Sie fingirt also, dass das, was seyn sollte , schon wirk- 
lich sey, und löset nicht die Aufgabe, -wie es ver- 
wirklicht werde. Sie setzt in diesem Falle eine Voll- 
kommenheit der menschlichen Natur voraus, welche 
gerade, wenn sic Statt fände, den Staat überflüssig 
machen würde 

Die Wendung, welche Rousseau nimmt , um bei 
der Voraussetzung, dass der Einzelne dem Staate sieh 
und seine ganze Habe übergiebt , die Freiheit zu retten, 
zeigt gerade am deutlichsten, wie seine Theorie in 
der Ausführung sich selbst wieder auflicht. Denn wenn 
durch die vollkommene Gegenseitigkeit des Verhält- 
nisses jeder Einzelne vom Ganzen wieder zurücker- 
hält, was er dem Ganzen giebt, so muss das Ver- 

hältniss wohl gerade so bleiben, wie es vorher war. 

» 

Wie aber denn das Ganze anders als in der blossen 
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Idee hervortreten kann, ist nicht einzusehcn.' Das 
Ganze, der Verein, bleibt ein abstracter Begriff, so 
lange es nicht durch physische Personen repräsentirt 
wird (dieses fährt schon auf den unten weiter zu 
beweisenden Satz, dass ein Staat ohne Herrscherge- 
walt noch gar nicht denkbar, also der Staatsvertrag 
des Rousseau, welcher unabhängig von der Einsetzung 
eines Herrschers seyn und derselben vorhergehen soll, 
v ein Unding ist).' Der Staat soll ja Zwecke erfüllen, 
die der Einzelne nicht erreichen kann. Es müssen 
also mit ihm auch neue Verhältnisse entstehen, welche 
in die Verhältnisse der einzelnen Glieder nothwendig 
eingreifen, und mithin ihre natürliche Freyheit be- 
schränken. Dies ist nicht bloss beim Sfaatsvereine, 
sondern bei jeder Vereinigung mehrerer Menschen zu 
einem gemeinschaftlichen Zwecke mehr oder weniger 

y 

der Fall. Wohl niemals wird sich finden, dass sie 
alle ganz gleichmässig zu dem Zwecke wirken. Dazu 
würde eine vollkommene Harmonie unter den Kräften 
und dem Thun der Einzelnen erforderlich seyn , welche 
aber in der menschlichen Natur nicht Statt findet. 
Einer wird immer als Leiter der zu dem Zwecke dien- 

I ' 

liehen Handlungen voranstehen (wenn auch vielleicht 
dieser nur in einer, und jener in einer andern Hin- 
sicht) und indem der andere ihm folgt, beschränkt 

2 * 
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pr schon seine eigne Freiheit Selbst in der zartesten 
menschlichen Verbindung, nämlich der ehelichen, ist 
es nicht anders. < 

Das herrschende Princip im Staate soll nach 
Rousseau der allgemeine JVille seyn. — Was ist 
darunter zu verstehen? — Die Vertheidigcr der Volles- 
regierungen, wie wir sie in der Wirklichheit gesehen 
haben, können sich nicht auf Rousseau berufen. Der 
allgemeine Wille ist bei ihm nicht der Wille der 
grossen Menge, nicht der Mehrheit der Individuen, 
ja nicht einmal eines und dasselbe mit dem ^Villen 
aller. ' Er unterscheidet ausdrücklich diese Begriffe 
(hi volonte generale n’est pas la volonte de tous ), und 
gesteht ein, dass der allgemeine Wille, welcher nur 
das öffentliche Wohl zum Zweeke haben soll, mehr 
oder weniger durch Selbstsucht und Partheyung ge- 
trübt wird. Wenn allso unter dem allgemeinen Willen 
derjenige verstanden wird, welcher der Wille Aller 
seyn sollte, so fragt man vergebens, auf welche Weise - 
er unter der Souvcrainetät des Volkes geltend gemacht 
werden soll, wenn er nicht der Wille Aller ist. Wie 
soll denn nun in der allgemeinen Gleichheit, wo doch 
nnr die Gesammthcit aller Individuen herrschen soll, - 
auszumachen möglich seyn, und wer soll bestimmen, 
was der allgemeine Wille sey ? — Es scheint freilich 


Digitized by Google 



21 


liier Rousseau’« Meinung dieselbe, welche kürzlich 
ein geistreicher Redner in der französischen Deputir- 
tenkammer ausgedrückt hat: dass nämlich der allge- 

meine Wille nichts anders sey als das Recht und die 
Vernunft. Jedenfalls aber ist hier wieder von einer 
reinen Idee die Rede, welche in der praktischen An- 
wendung nur als Fiction erscheint 

Rousseau fühlte den Widerspruch, in den er 
mit sieh seihst gerieth, als er seinem Gebäude den 

»» y 

Schlussstein aufsetzen wollte. Das souveraine Volk 
soll nach ihm nur Gesetze d. h. allgemeine Regeln, * 
ohne Anwendung auf bestimmte Personen oder Sachen 
geben. Es soll also z. B. bestimmen, ob es sich eine 
monarchische Regierungsform gehen will; hat es aber 
dieses gethan, so kann es nun als Souverain nicht die 
Person oder Familie des Monarchen wählen. Dies 
wäre schon die Vollziehung des Gesetzes, und mithin 
eine Regierungshandlung; der Souverain soll aber, als 
solcher nicht regieren. Da nun die Regierung erst 
durch die Wahl des Regenten entsteht, so bleibt 
nichts anderes übrig, als den Souverain, das Volk, 
durch einen mystischen Act in den Regenten zu ver- 
wandeln. Diejenige Regierungsform aber, wo Sonvc- 
rain und Regent in einer Person bestehen, ist die 
Demokratie. Er macht also diese zur Grundlage aller 
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andern Regierungsformcn. Und doch liat er die Män- 
gel der Demokratie, in einem eignen Abschnitte seiner 
in Rede stehenden Abhandlung'*), geschildert, an 
dessen Ende er sagt: wenn es ein Volk von Göttern 
gäbe , würde es sich demokratisch regieren $ aber eine 

so ' vollkommene Regierung schickt sich nicht für 

, \ 

Menschen. 

Wie wenig die ganze Theorie des Rousseau aus- 
führbar ist, erhellt zuletzt noch daraus, dass er nicht 
einmal eine Repräsentation des souverainen "Volkes 
zulässt, sondern vielmehr sagt: die Souverainetät könne 
aus demselben Grunde nicht repräsentirt werden ^ aus 
welchem sie nicht veräussert werden könne: sobald 
- ein Volk sich Repräsentanten gebe, scy es nicht mehr 

4 . ■ ( 

frey und höre auf ein Volk zu seyn. 

"Wenn nun aus dem Obigen erhellt, wie wenig 

der vorzüglichste Lehrer der Volhssouverainctät den 

> 

Unruhstiftern, welche diese Fiction als Vorwand und 
Deckmantel gebrauchen, Grund gewährt, sich auf ihn 
zu berufen, so lässt sich auf der andern Seite nicht 
leugnen, dass er aus seiner Theorie Folgerungen zieht, 
mit welchen, wenn sie in Ausübung kommen sollen, 
die gesellige Ordnung überall nicht bestehen kann. — 


*) Do contra t social. LIt. VII. CLap. 4 . 
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Dass das Volk seine Obrigkeiten jederzeit nach Be- 
lieben absetzen kann, ist eine Lehre, welche der grosse 
Haufe zu jeder Empörung benutzt , indem er sich an 
die Stelle des Volks setzt. Dies ist freilich der Mei- 
nung Rousseau’s entgegen, welcher, wie wir oben 
gesehen haben, unter seinen ahstraeten Begriffen von 
Volk und Gesammtvnllen etwas ganz anderes versteht, 
als den grossen Hänfen und seinen Willen; aber all» 
Demagogen und Apostel der Volks - Souveraiuetät ha- 
ben seine Theorie nur von der einen Seite aufgefasst, 
wo sie ihren Zwecken dient, und hüten sich wohl 
den eigentlichen Sinn zu ergründen und zu verbreiten. 

Wenn Rousseau ferner sagt, dass das souveraine Volk 
Bich nur in so fern durch Verträge mit andern Völkern 1 
verpflichten kann, als sie zum gemeinen Besten dienen, 
so erhellt von selbst, dass auf diese -Weise alles Völ- 
kerrecht sich auflösen muss. Denn dieses beruht gröss- 
tentheils auf Verträgen, und wenn auch die Heiligkeit 
der Verträge von Rechtsphilosophen bestritten, und 
von Staaten unzähligemal verletzt ist, so wird doch 
niemand vernünftigerweise behaupten, dass der Grund- 
satz von der Festhaltung vertragsmässiger Bestimmun- 
gen ( pacta sunt sei'vanda) in der praktischen Politik 
entbehrt werden könne. 
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Die schlimmste Folgerung aber, welche die Lehre 
von der Souverainetät des Volks mit sich fuhrt, ist 
die, dass alle Gewähr für das dauerhafte Bestehen der 
Staaten selbst wcgfällt Denn wenn die Gesammtheit 
der einen Staat ausmachenden Menschen der Herrscher 
im Staate ist, so sieht man gar nicht ein, warum nicht 
zu jeder Zeit so viele davon, als Lust dazu haben, 
sich absondern und einen besonderen Staat sollen bil- 
den können. Der Staat entsteht freilich nach Rousseau 
durch einen Gesellschafts-Vertrag. Da es aber keines- 
weges in der Natur der Sache liegt, dass ein solch« 
.'Vertrag für eine bestimmte Zeit oder für alle Zeit bis 
ans Ende der Welt geschlossen werde 5 und da nicht 
einzuschen ist, warum der gemeinschaftliche Wille 
(volonte generale) welcher die Gesammtheit der Staats- 
glieder beseelen soll, immer fortdauern müsste, so wird 
es auch niemandem gewehrt werden können, aus diesem 
Vertragsvcrhältniss, wann es ihm beliebt, wieder auszu- 
treten. Freilich wird sich vielleicht auch hier behaupten 
r lassen, was auch nach anderen staatsrechtlichen Theo- 
rioen angenommen wird, dass dem Einzelnen dieses 
nur unter der Bedingung des Answandcrns frei stehe. 
Allein wenn cs einer ganzen Provinz, einer Stadt, 
oder auch selbst einem Dorfe, kurz einer Gesammtheit 
von so vielen Menschen, als hinlänglich sind, sich selbst 
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eine Regierung zu geben, einfallt, sieb von dem Staate, 

I 

welchem sie bisher angehörten, loszurcissen, und sich 
in einen besonderen Staat zu vereinigen, muss sich 
jener alte Staat dieses, nach der Lehre der Volks- 
Souverainetät, ruhig gefallen lassen. — Ja, könnte 
man auch dem Staatsvertrage ( conträt social) des 
Rousseau an und für sich eine bindendere Kraft bei- 

• v . ‘ 

legen, so würde doch seine Lehre, dass die Staats- 
regierer nur die zu jeder Zeit absetzbaren Diener des 
Volks seyen, zu derselben Folgerung führen. Denn 
wenn das souverainc Volk sich nun über die Wahl 
oder die Reibehaltung dieser seiner Diener entzweiet 

i 

und in verschiedenen Partheyen theilt, warum soll cs 
nicht der einen Parthey so gut, wie der andern, frey 
stehn, nach ihrem Willen darüber zu verfügen? Dass 
sich die Minderzahl der Mehrzahl unterwerfen wolle, 
liegt keinesweges in der allgemeinen Natur des Staats- 
vertrages, wie Rousseau ihn aufstellt, und diese Fiction 
würde, nach seiner eignen Lehre, am allerwenigsten 

da anwendbar sevn, wo verschiedene Landes- und 
»■ v ' 

Volkstbeilc verschiedene Interessen zu berücksichtigen 
haben. Die Zerstückelung der Staaten lässt sich also, . 
nach der vorliegenden Lehre, nicht rechtlich verhindern. 
Nachdem wir nun dieses System aus sich seihst 
zu bcurthcilen versucht , und wie wir glauben, gezeigt 
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haben, (lass es, schon von seinem eignen Sfamlpunct 
aus beurtheilt, nicht befriedigen kann wollen wir — 
bevor wir weiter gehn und unscrn eignen Standpunct, 
um die uns Vorgesetzte Aufgabe zu lösen , aufzufmden 
uns bemühen — dasjenige System ins Auge fassen, 
gegen welches Rousseau’» Lehre gerichtet ist. Wir 

wollen deshalb die Grundzüge der Lehre des Hohbcs, 

\ 

welcher jenes System am folgerechtesten ausgcbildet hat, 
und dem Andere (wie namentlich Hugo Grotius, wel- 
cher, so wie jener, von Rousseau mehrmals genannt 
wird) nur gefolgt sind *), hier darstellen. 

Hobbes geht bekanntlich von der Ansicht aus, 
dass der Naturzustand der Menschen der Krieg sey, 
weil, wenn sie gleich, vermöge des Gcselligkeitstrie- 
hes, geneigt sind, mit einander in gesellige Verbin- 
dung zu treten, doch in solcher Verbindung ein jeder 

„■ J 

*) Die Worte, womit. Hobbes die Zueignung seines Werkes 
De eive beginnt, sind so treffend und charakteristisch, dass 
Sie hier in der Uebersetiung wiederholt werden mögen; 

„Ein Sprichwort des Römischen Volkes, welches durch 
das Andenken an die Tarquiuier und durch seine Staatsver- 
fassung den Königen abhold geworden, war jene Redensart, 
Welche Marcus Cato (mit dem Beinamen Cetisor) im Munde 
führte: die Könige seyeu alle vom Geschlecht der wilden 
Raubthiere. Aber das Römische Volk selbst, welches durch 
seine Afrikaner, Asiatiker, Macedonier , Achaiker, und an- 
dere mit von beraubten Völkern bergenoinmenen Beinamen 
versehene Mitbürger beinahe den ganzen Erdkreis geplündert 
hatte, was war es denn für ein wildes Thier?“ 
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zuvörderst sich selbst emporzuschwingen und seine 
Begierden zu befriedigen sucht. Der Naturzustand 
ist aber von dem Naturgesetz d. b. den Geboten der 
reinen Vernunft zu unterscheiden, welche dabin gehen, 
dass der Mensch als vernünftiges Wesen seine Be- 
stimmung erreichen und die dazu nöthigen äusseren 
Mittel finden soll. Dieses bann er nicht ohne den 

Frieden ; daher ist das' erste Naturgesetz: man muss • 

\ 

dahin streben, den Frieden , oder wenn derselbe nicht 
möglich ist, Schutz und Vertheidigutig zu erhalten. 
Deshalb bann das natürliche Recht Aller auf Alles 
nicht bleiben, sondern man muss gewisse Rechte theils 
übertragen, theils fallen lassen. Dieses heisst Verträge 
scldiessen , und folgt also zuförderst schon, dass Ver- 
träge gehalten werden müssen, weil sonst bein Friede 
möglich ist 

Der Friede ist nur durch Vereinigung mehrerer 
Menschen zu gegenseitigem Beistände zu bewirhen. 

Es ist aber dazu nicht bloss Ucbcreinstimmung hin-, 
sichtlich des Zweckes, nämlich der Erhaltung des Fric- 
dens, und des öffentlichen Wohles, sondern auch hin- * 
sichtlich der Mittel zur Erreichung dieses Zweckes, 
nicht bloss Uebereinstimmung (consensio) sondern Ein- 
heit (unio) des W r illens der einzelnen Vercinsglicder 
«•forderlich, weil die Verbindung sonst, bei der Ver- 
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schicdcnheit der menschlichen Ansichten, Neigungen 
und Zwecke, unmöglich dauerhaft seyn kann. Diese 
Einheit ist aber nicht anders zu erreichen, als wenn 
ein jeder seinen Willen dem Willen einer einzigen, 
physischen oder moralischen Person, dergestalt unter- 
wirft, dass dasjenige, was diese Person in Bezug auf 
die Erfordernisse des gemeinschaftlichen Friedens will, 
für den fVillen aller und der einzelnen gelten soll. 
Dieses schlicsst in sich, dass ein jeder sich entweder , 
gegen alle übrigen oder gegen die Person selbst, welcher 
man sich unterwirft, verpflichtet, dem Willen der 
letzteren sich nicht zu widersetzen, d. h. ihr die Be- 
nutzung seiner Mittel und Kräfte gegen jeden Anderen 
nicht zu versagen (weil ein jeder, wie sich versteht, 
das Recht behält, sich selbst gegen- Gewalt zu ver- 
theidigen). Es ist nämlich zu bemerken, dass nach 
der scharfsinnigen Definition des Hobbes die Ueber- 
tragung eines Rechts an einen Andern im Naturzu- 
stände lediglich darin besteht, dass man sich seines 
Widerstandsrechts gegen gewisse Handlungen dessel- 
ben begiebt. Weil nämlich der, dem das Recht über- 
tragen wird, im Naturzustände schon vorher ein Recht 
auf Alles hatte, so konnte ihm kein neues Recht ge- 
geben werden, sondern das Recht des Widerstandes, 
welches der Ucbertragende hatte, wird nur vernichtet 


- 6igttized by Göögle 


29 


Die Unterwerfung unter den Willen einer Person 
(unter welchem Willen, wenn die Person eine mora- 

I 

lisch«, d. h. eine Versammlung mehrerer Menschen 
ist, der Wille der Mehrheit derselben verstanden wird) 
hegreift die Uebertragung der Kräfte und Mittel der sich 
unterwerfenden an dieselbe in sich, damit sie Kräfte 
genug habe, um durch die Furcht den Willen der Ein- 
zelnen zur Einheit und Einigkeit zu bilden. — Diese 
bewirkte Einheit ist der Staat. Die eine Person, 
deren Wille für den Willen derjenigen, welche sich 
ihm unterworfen haben, gilt, hat die höchste Gewalt. 

, , \ 

Der Unterwerfungsvertrag kann nach Hobbes auf 

zweierlei Weise vor sich gehn. Entweder verpflich- 
ten sich nämlich alle künftige Staatsglieder wechsel- 
seitig unter einander, sich einer dritten Person zu i 
unterwerfen, um von ihr gegen ihre Feinde geschützt 
zn werden, oder sie verpflichten sich gegen den Feind 
selbst, wenn sie nämlich von ihm besiegt worden sind, 
and unterwerfen sich so ihm, um von ihm heim Lehen 
erhalten zu werden (weil er im Naturzustände das 
Recht hat, sie zu tödten). 

/ I ' ’ ' 

% 

Die Staaten entstehen also entweder durch freie 
fVahl (die künstliche Entstehung, civitatum genas 
institutivum sive politicum ), oder durch natürliche 
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Gewalt ( die natürliche Entstehung 1 , civitatum genus 
naturale swe aequisitivuni). Zu der letzteren Gattung 
rechnet er nicht nur die Sclaverei , sondern auch das pa- 
triarchalische Verhältnis». Hinsichtlich der Wirkun- 
gen aber, oder der aus dem Unterwerfungsvertrage 
hervorgehenden Rechte und Pflichten, ist, nach ihm, 
eine Entstehungsart von der anderen nicht unterschieden. 

Hobbcs führt zur näheren Erläuterung seiner Theorie, 
noch aus, wie der Masse der Menschen, welche sich 
in einen Staat vereinigen, der Menge ( multitudo, im 
Gegensatz von populus ) an sich und abgesehen vom 
Staate, nicht als einer Person Rechte und Handlun- 
gen beigelegt werden können, sondern nur jedem 
einzelnen in ihr. Wenn man daher bei einem grossen 
Aufstande auch im gemeinen Leben zu sagen pflege, 
das Folk habe die Waffen ergriffen, so gelte dies 
doch in derThat nur von denen, die unter den Waffen 
stehen oder ihnen beistimmen. — Wenn aber alle 
Einzelne in der Masse dahin mit einander Überein- 
kommen, dass der Wille eines Einzigen oder der 
Mehrheit für den Willen Aller gelten solle, so erft- 
stehe die Einheit, und könne man dann besser von 
einem Volke, als von einer Menge reden. — Erst 
die Unterwerfung unter den Wollen der Mehrheit sey 
der Anfang des Staates. Gegen den, der darin nicht 
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eiustimnien wolle, belialte der Staat das ursprüngliche 
Recht des Krieges. 

Ilohbes folgert ferner aus dem von ihm angege- 
benen Zwecke des Staatsvereins oder des Unter- 
werfungsvertrages', dass, wenn dieser Zweck, nämlich 
die Sicherheit , nicht erreicht werde, der Unterwer- 
fungsvertrag nichtig sey, indem er jedoch bemerkt, 
wie er unter dieser Sicherheit ( securitas ) nicht mehr 
verstehe, als dass man keinen vernünftigen Grund 
zur Furcht vor anderen Menschen habe, sobald man 
niemandem Unrecht thue (weil nämlich eine vollkom- 
mene Entfernung aller Gefahr unmöglich sey). 

Indem er nun aus dem Staatszwecke die einzelnen 
Befugnisse der höchsten Gewalt ableitet, legt er dem 
Gewalthaber auch die unumschränkte Herrschaft über 
die äjtaalsglieder bei, und geht so weit zu behaupten, 
dass derselbe über die Gesetze und Strafen erhaben 
sey, dass er niemandem Unrecht thun könne, und dass 
niemandem ein Eigentumsrecht gegen ihn zustehe. 
Eben so leitet er aus der Natur des Unterwerfungs- 
vertrages den Satz ah, dass dem Herrscher die ihm 
übertragene Gewalt, ohne seine Einwilligung, von 
den Unterthanen, auch wenn sie alle darüber einstim- 
mig wären, nicht wieder genommen werden könne. 
Jedoch giebt er zu, dass das unbedingte Zwangsrecht 
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des Herrschers, und die unbedingte Zwangspflicht der 

•/ ' 

Unterthancn zum Gehorsam in moralischer und reli- 
giöser Hinsicht Beschränkungen unterworfen sey, und 
indem er sich hier auf den Satz gründet, dass man Gott 
mehr gehorchen müsse, als den Menschen, führt er die 
theils durch die Vernunft, thcils durch die Offenbarung 
erkannten göttlichen Gesetze auf, denen Herrscher so- 
wohl, wie Unterthancn, folgen sollen. — Uehrigcns 
nimmt er auch in seine Theorie die drey Staatsformen 
der Monarchie, Aristokratie und Demokratie auf, in- 
dem er in den letzteren eben so gut wie in der ersteren 
die absolute höchste Gewalt erkennt, und den Unter- 
schied unter ihnen nur in der Zahl der Personen 
findet, welchen die höchste Gewalt anvertrauet wor- 
den, welches in der Demokratie die Mehrheit des gan- 
zen Volkes sey '*). Er bemerkt, dass wenn inanf wie 


*) Indem Hobhes Monarchie and Demokratie hinsichtlich ihrer 
Vorzüge und Nachtheile im Einzelnen vergleicht, hebt er die 
erstere Staatsform weit über die letztere hervor. In diesem 
merkwürdigen Abschnitte seines Werkes kommt die Acusse- 
rung vor, dass, während es in der Monarchie doch nur 
einen Nero gebe, in der Volkshcrrsehaft eben so viele Ne- 
rone sevn können, wie Redner, welche dem Volke schmei- 
cheln. — Höchst treffend führt er auch ans, wie die Thor- 
heit des grossen Haufens mit der Beredsamkeit der Ehrgeizi- 
gen zur Auflösung der Staaten zusammenwirke , und vergleicht 
die letzteren mit der Medea, und den ersteren mit den Töch- 
tern des Thessalischen Königs Pelias, welche sich von der 


i . » 
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es öfter geschehen sey, weil es den Menschen hart 

und empörend geschienen, einen Einzigen mit der 

\ 

absoluten höchsten Gewalt zu hehleiden) den Fürsten 
wiederum durch eine andere neben ihm eingesetzte 
Gewalt beschränkt, und also eine sogenannte gemischte 
Staatsform gebildet habe, in solchem Falle die be- 
schränkende Gewalt, und nicht die fürstliche, die 

i 

höchste sey, und also von jener alles das gelte, was 
von der Unbeschränktheit der höchsten Staatsgewalt 
gesagt ist; überhaupt lasse sich ohne eine solche ein 
Staat so wenig denken, dass auch, wer eine Umwäl- 
zung im Staat unternehme, nicht die Absicht haben 
könne, solcher Gewalt überall ein Ende zu machen, 
sondern nur sie an sich zu reissen. 

Ilobbcs unterscheidet nun aber ferner zwischen 
dem Rechte und der Ausübung der höchsten Gewalt, 
indem er andcutet, dass man das Recht haben könne, 
etwas zu tliun, was man doch nicht thnn wolle, oder 
könne, oder nach Vernunftgcsctzcn unterlassen solle 
(z. B. wenn gleich die höchste Gewalt auch die rich-- 

Medea beschwatzen Hessen, ihren Vater zu zerstächen und 
die Stüeke zu kochen, um ihn verjüngt wieder herzustellen, 
nach dem Zerstücken und Kochen aber ihn nicht wieder be- 
leben konnten. (Dass Zerstören leichter als Aulbauen sey, 
hat uns die neuere Geschichte in politischen Verhältnissen 
eindringlich genug gelehrt.) 
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t er liehe Befugniss in sich fasse, so könne es doch dein 
Inhaher jener an der Fähigkeit fehlen, selbst Recht 
/.ii sprechen, und müsse er also dazu Beamte anstcllen). 
So geht er zu den Pflichten über, welche dem Inhaber 
der höchsten Gewalt, freilich nicht nach menschlichen 
Gesetzen, sondern nach denen der Vernunft und Re* 
ligiou, obliegen, und w r elche alle in dem allgemeinen 
Satze begriffen seyen: Das Wohl des Volkes scy das 
höchste Gesetz ( salus populi suprema lex esto). 

Um lon dem System des Hobbes einen richtigen 
Beg rill' zu gehen, ist noch anzuführen, was er unter 
Freylieit versteht. — Frcyheit, sagt er, (worunter ge- 
wöhnlich unbeschränkte Wiilkühr verstanden wird) 
ist eigentlich nichts Anderes, als die Abwesenheit der 
Hindernisse freyer Dcmeyuny (z. B. ist Wasser in 
einem Geffyssc deshalb nicht frey, weil es am Aus- 
fliessen gehindert wird, und so wird es durch das 
Zerbrechen des Gefässcs hefreyet). Die Frcyheit hat 
also ihre Grade, je nachdem der Raum, innerhalb des- 
sen man sich bewegen kann, grösser oder geringer ist. 

I 

Schou die INatur setzt in diesem Sinne unserer Frey- 
heit Schrankeu; ausserdem kann dies durch unsere 
eigne Wahl geschehen, und dies geschieht im Staate. 
Ausserhalb des Staates hat ein jeder die unbeschränkte 
Freyhcit, aber sie nützt ihm nichts, weil er ja unter 
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der gleichfalls unbeschränkten Willkühr aller Uebrigcn 
leiden muss. Im Staate aber behält ein jeder so viel 
Frcv heit, als zum glücklichen und ruhigen Leben hin- 
' länglich ist, und es wird den anderen so viel genom- 
men, dass er sie nicht zu fürchten hat. Ausserhalb 
des Staats hat ein jeder ein Recht auf Alles, und wird 
doch keines Genusses theilhaftig. Im Staate geniesst 
ein jeder ruhig innerhalb der bestimmten Grenzen des 
Rechtes. Ausserhalb des Staates kann man von jedem 
rechtlich beraubt und getödtet werden, im Staate nur 
von einem. Die Frcyheit der Staatsbürger besteht 
eben so wenig in Gesetzlosigkeit, als in Beschränkung 
der höchsten Gewalt hinsichtlich def Gesetzgebung. 
Aber es giebt sehr viele Handlungen der Bürger, 
welche vom Staate weder befohlen, noch verboten 
werden können oder sollen, also ausser dem Bereiche 
der Gesetzgebung liegen, und cs ist eine der Pflichten 
des Herrschers, nicht mehr Gesetze zu geben, als zum 

Wohl des Staates und der Bürger erforderlich sind. 

* « 

Das in dem Vorstehenden dargcstclltc System 
des Hobbcs scheint oft missverstanden zu seyn. So 
hat man .die Ansicht vom Kriege Aller gegen Alle 
iin rVaturzustande , worauf er seine Lehre von dem 
Zwecke des Staats gründet, mit der INatur des Men- 
schen^ als eines geselligen und mit dem Triebe des 

3 * 
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i ' 

Wohlwollens gegen seines Gleichen begabten W T esens, 
im Widerspruch finden wollen. Allein diesen Charak- 
ter der menschlichen Natur leugnet er gar nicht ah, 
und der Sinn seiner Ansicht ist der, dass der Mensch 
von Natur geneigt ist, seinen eignen Yortheil dem 
seiner Mitmenschen vorzuziehen, dass ein jeder nach 
Besitz und Vorzug strebt, und dass daher mehrere 
Menschen, wenn sic gleich durch den Trieb des ge- 
selligen Wohlwollens zu einander geführt seyn mögen, 
doch nicht lange in dem Zustande des ungeregelten 
v Besitzes und Eigenthums neben einander leben können, 
ohne dass Reibungen und Streitigkeiten unter ihnen 
entstellen, welche natürlicherweise, so wie sich die 
Besitzthümer und Bedürfnisse der Menschen durch 

Arbeit und zunehmende Bildung vermehren, immer 

1 4 

verwickelter und unerträglicher werden müssen. Dies 

/ 

folgt schon aus dem ebenfalls in der tnenschlichen 

* f 

Natur liegenden Triebe der Selbsterhaltung. — Im 

I t 

Wesentlichen ist schon in diesem -Puncte Rousseau, 

welcher ebenfalls ein Recht Aller auf Alles im Natur- 

\ 

zustande annimmt, und das Eigenthum erst aus dem 
Staate hervorgehen lässt, mit Hobbes einigt). — Dass 



*) Der selige Sehlözer in seinem Allgemeinen Staats recht n. s. w. 
( Göttingen 1793 ) wirft die Frage auf, was zwey erwachsene, 
Tollbärtige Menschen , die sich zum erstenmale begegnen, mit 
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es der erste Zweck des Staates scy, durch gesetzliche 
Ordnung den Frieden zu stiften und zu erhalten, und 
dass dieses nur durch Einsetzung einer zwingenden 
Gewalt möglich sey, kann nur derjenige in Abrede 

t 

stellen, welcher die menschliche IN'atur, wie sie sich 
in der Erfahrung und Geschichte zeigt , aus den Augen 
verliert und seine Theorie auf Hirngcspinnste und 
Träumereycn bauet. 

Es ist ferner eine unrichtige Darstellung, wenn 
man behaupten will, dass Ilobbes das Recht auf die 
Gewalt gründe. Wir haben nämlich gesehen, dass 
sein System auf die Idee eines Vertrages, nämlich des 
Unterwerfungsvertrages, welchen die Vernunft gebiete, 
gebauct ist. Diese Unterwerfung stellt er freilich als 
ganz uneingeschränkt und unbedingt dar, (wenn Cr 
sie gleich an einer anderen Stelle durch den Zweck 
des Staates zu bedingen, und in so fern gewisscr- 

einander anfangen werden? und beantwortet sie, in seinem 
derben und ergötzlichen Stile folgcudermaassen : „Quid 
facient? 8ie werden sich balgen (Hobbcs). Sie werden kalt, 
ohne Notiznebraung, vor einander vorübergehn (Rousseau). 
Sie werden sich auf. der Stelle freundlich zusammen ge sei len 
(Pufcndorf). — Man sollte doch wohl das letzte glauben. 
Fast im ganzen Thierreiche similis rimiti tjaudrt. “ — Di« 
Antwort, welche hier dem Ilobbes in den Mund gelegt wird, 
stimmt offenbar gar nicht mit seiner Ansicht, wie er sie in 
seinem Werke „De cive“ ausgesprochen hat, überein. 
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' maassen mit sich seihst iu Widerspruch zu stehen 
scheint). liier stossen wir zuvörderst auf eiue merk- 
würdige Ucbcrcinstiuunung mit Rousseau, dessen Ge- 
sellschafts- oder Verciuiguugsvertrag (conträt social) 
ebenfalls eine gänzliche Lebertragung aller Rechte an 
den Staat in sich schliesst Dennoch aber will dieser 
keine Unterwerfung $ und wenn wir fragen, was denn 
sein Vertrag anders sey? so antwortet er, dass die- 
jenige Person , welcher wir unsere Rechte übertragen, 
keine andere sey, als die Gesauunthcit aller Ueber- 
tragenden selbst, also ein abstracter Begriff, der (wie 

schon oben bemerkt ist) nur dazu führt, dass sich ein 

* 

jeder nur sich selbst unterwirft, und die Sache also 
gerade so bleibt, wie sic vorher war. Dagegen giebt 
Ilubbcs dem abstracten Begriffe einen Körper, indem 
er die Gcsainintheit , welcher man seine Rechte über- 
trägt, durch eine oder mehrere physische Personen 
repräseutirt werden lässt; wie er denn auch die im 
Staate nolhwendige Einheit des Willens dadurch in 
die Wirklichkeit cinfülfrt, dass er den Willen dieser 
einen, oder der Mehrheit dieser Personen (der Inha- 
ber der Staatsgewalt) an die Stelle des mannigfaltigen 
W illens der sich demselben unterwerfenden Staats- 
bürger setzt , anstatt dessen es bei Rousseau im Dimkel 
bleibt, wie sein allgemeiner Wille (volonte generale) 
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welcher weder der Wille Aller, noch der Wille Ein- 
zelner scyn soll, zur Wirksamkeit gebracht werden 
'könne. — Wenn aber Rousseau den Unterwcrfungs- 
vertrag, als der Freylieit und Gleichheit aller Men- 
schen widersprechend , für ein Unding erklärt , so 
werden wir unten auf diesen Punct zurückkommen, 
indem wir unsere Ansicht von der IVatür des Staats- 

I 

Vertrages festzustellen suchen. 

Zuvor aber wollen wir noch über das System 
des Hobbes bemerken, dass er keinesweges den In- 
habern der böchstcirvGewalt die willkübrlicbc Aus- 
übung ihrer Macht gestattet, sondern vielmehr die 
strengsten Lehren über ihre Pflichten vorträgt. Wenn 
er aber diesen Pflichten keine Rechte der Untcrthanen 
entsprechen lässt, sondern den Gehorsam der letzteren 
nur durch die Gebote der Moral und Religion be- 
schränkt, und so zu dem Satze gelangt, dass die Untcr- 
thanen sich tödten lassen müssen, wenn die Gewalt- 
haber ihnen eine mit diesen Geboten streitende Hand- 
lung bei Todesstrafe befehlen, — so fragt sich, ob er 
nicht mit sich selbst in Widerspruch geräth. Wenig- 
stens wird man diesen Aufstellungen dann nicht 'bei- 
stimmen können, wenn man nicht vom Naturrecht die 

. . .. . ,, . J , , j 1 1 ** i 

freilich eine Zeit lang herrschend gewesene Ansicht 
hat, dass cs mit der Moral und Religion im Wider- 
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sprach stehen könne — eine Ansicht, welche schwin- 
den muss, sobald man einsieht, dass Moral und Natur- 
recht aus einer Quelle, der praktischen "Vernunft,, 
fliessen, und dass diese wiederum mit der religiösen 
Offenbarung von einem höchsten Urheber stammen 
muss. Auch diesen Punkt werden wir in dem Fol- 
genden zu erledigen suchen. 

Indem wir nämlich nun zu dem Versuche über- 
gehen, unsere eigene Ansicht über den Ursprung und 
Grand der Herrschergewalt im Staate fcstzustellcn, 
werfen wir zuvörderst einen Blick auf die Lehren der 
Erfahrung und Geschichte. 

Was lehrt uns die Erfahrung über die Natur 
des Menschen in dieser Beziehung? Sind alle Men- 
schen einander gleich, oder findet sich schon in den 

natürlichen Anlagen grosse Ungleichheit unter ihnen? 

’ 1 ’ • * 

Niemand kann gewiss das Letztere in Abrede stellen. 
Die wesentlichen Bedingungen und Eigenthümlich- 
keiten der menschlichen Natur müssen freilich bei 
jedem menschlichen Wesen in der Regel vorausgesetzt 
werden. Allein wie verschieden schon in der natür- 
liehen Anlage dem Grade nach die geistigen und kör- 
perlichen Fähigkeiten und Vorzüge der verschiedenen 
Individuen sind, und in wie verschiedenem Grade 
ausserdem die Ausbildung dieser Anlagen durch äus- 
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serc Einflüsse, als des Himmelsstrichs, unter dem ein 
Mensch geboren wird, der Verhältnisse seiner Um* 

a 

gehangen, zufälliger Glüdssumständc, oder entgegen* 
gesetzter Unfälle, mehr oder weniger begünstigt oder 
behindert wird, lehrt die tägliche Erfahrung, und man 
hat ip dieser Beziehung nicht mit Unrecht gesagt, 
dass die Natur, oder die Vorsehung, die grösste Ari- 
stokratin sey. Wenn daher auf der einen Seite Rous- 
seau die Gleichheit aller Menschen nicht mit Unrecht, 
nämlich in so fern von den wesentlichen Eigenschaften 
der menschlichen , als einer vernünftigen und morali- 
schen Natur die Rede ist, behauptet, so haben in den übri- 
gen Hinsichten auch diejenigen nicht Unrecht, welche 
sagen, die Menschen seyen einander nickt gleich *). Was 

- f 

*) Es gicht eine Abhandlung tob Luther, Ton der man glauben 
sollte, sie wäre für die itzige Zeit geschrieben. Der Titel 
ist: Von den rechten JVunderlexitcn im weltlichen Regiment, 
dann von den Klüglingen, den Nachahmern und dem Faul- 
witi. Darin kommt folgende Stelle Tor: 

„Man hebt jetzt an zu rühmen das natürliche Recht nnd 
die natürliche Vernunft, als woraus gekommen und geflossen 
.sey alles geschriebene Recht; und ist ja w^hr und wohl 
gerülunet. Aber da ist der' Fehl, dass ein jeglicher will 
wähnen, es stecke das natürliche Recht in seinem Kopfe. 
Wenn das wäre, so könnten die Narren, Kinder und Weiber 
eben so wohl regieren und kriegen als Darid, und müsste 
Pkormio so gut seyn als Hannibal, ja, alle Menschen müssten 
gleich seyn und keiner über den andern regieren. Aber Gott 
hat es also geschaffen, dass die Menschen einander ungleich 
sind, und einer den andern regieren, einer dem andern ge- 
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daraus zu folgern sey, werden wir unten selten. Hier 
wollen wir nur daran erinnern, dass, wenn diese Un- 
gleichheit nicht wäre, das Menschengeschlecht entwe- 
der aus Engeln und Göttern bestehen müsste, oder 
nie zu der Stufe der Ausbildung gelangt wäre, auf 
welcher es steht. Die Theilung der Arbeit würde ja 
dann ganz Wegfällen. Niemand würde sich zu unter- 
geordneten und bloss mechanischen Arbeiten bergeben, 
und daraus würde folgen, dass auch niemand die Müsse 
und die Mittel finden würde, sich den feineren Be- 
schäftigungen des Geistes zu widmen, welche den Stoff 
zur höheren Cultur der ganzen Gesellschaft entw ickeln. 

horchen soll. Zween können mit einander singen (das ist, 
Gott alle gleich loben), aber nicht miteinander reden (das 
ist, regieren). Einer muss reden, der andere hören. Darum 
findet sich's auch also, dass unter denen, so sich natürlicher 
Vernunft rühmen, gar viele grosse natürliche Karren sind.“ 
In derselben Schrift heisst es: „In der Welt geht es 
also zu, dass keiner so grob oder ungeschickt ist, er meint, 
wo er im Regiment wir«, er woll’t es gar köstlich machen, 
und lässt ihm gar nichts gefallen, das andere thun. — Das 
sind die Meister Klüglinge, die nichts mehr können, als an- 
dere Leute urtheilen und lAeistern. IJnd wenn sie. es in die 
lland kriegen, so geht alles zu Grund mit ihnen. Gleich 
wie man spricht i wer dem Spiele zusieht, der kann's am 
besten. Denn sie meinen, wo sie die Kugel in die Hand 
kriegen, wollten sie wohl zwölf Kegel treffen, da doch nur 
neun auf der Leiche stehen; bis sie erfahren, dass neben 
der Leiche auch noch ein Weg dahin geht.“ — Wie 
treffend ! 
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Was lehrt uns die Geschichte über die Entste- 
hung der Staaten? Wenn sie gleieh die Uranfänge 
<lcr menschlichen Gesellschaft und die Entstehung der 
ältesten Staaten in Dunhel lässt, so können wir doch 
nach der Analogie dessen, was sic uns deutlich über- 
liefert hat, nicht anders als annehmen, dass der von 
Rousseau geschilderte Naturzustand eben so wenig je 
Statt gefunden hat, wie ein Staatsvertrag, es sey nun 
in der Art wie Rousseau, oder wie Hohbcs ihn auf- 
stellt, in der Wirklichkeit ausdrücklich unter der Zu- 
ziehung aller Betheiligten geschlossen und zu Stande 
gekommen ist. — . Die Geschichte zeigt uns nämlich 
theils die Kindheit der Staatseinrichtung bei rohen 
Völkern, theils die Entstehutig neuer Staaten bei 
Kriegen und inneren Umwälzungen unter gebildeten 
Völkern. 

Die. Staaten in der Kindheit tragen allenthalben 
den patriarchalischen Charakter an sich. Sic sind aus 
den Familien hervorgegangen, welche sich allmählig 
zu Stämmen und diese zu Völkern (im historischen und 
ethnographischen Sinne dieses Worts) *) erweiterten. 

*) Man muss die Bedeutung de« Wort*« Volk in dem hier ge- 
brauchten Sinne, von der staatsrechtlichen unterscheiden. 
Ein kolk im historischen Sinne ist die Gesammtheit der 
durch gemeinschaftliche Abstammung und deren Folgen 
(*. B. Sprache) verbundenen Individuen, ein Volk im staats- 
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Das erste and natürlichste Oberhaupt wn der Familien- 
vater, hernach ward es der Weiteste des Stammes. Dieser 
ytm der Beschützer und bildete den Vereinifpingspunkt 
aller Mitglieder, welche ihm von selbst gehorchten: 
sic waren es von Jugend auf nicht anders gewohnt. 
Diese natürliche Unterwerfung wird schon mit dem 

ersten Menschenpaar . ( wenigstens seit der "Verjagung 

, / 

aus dem Paradiese, in welchem Rousseau’s Naturzn- 
stand vielleicht geherrscht haben mag) begonnen haben, 
weil es aus der Natur seihst hervorging, dass sich das 
Weib in den Schutz des Mannes begeben, also sich 
ihm auch unterwerfen musste. Diese Unterwerfung 
ist so natürlich, dass selbst die meisten Glcichheits* 
lehrcr und Demokraten das weibliche Geschlecht der 

rechtlichen Sinne aber die Gesammtheit der einen Staat bil- 
denden Personen. Da beide Bedeutungen (wie ans der oben 
angegebenen Entstehung der Staaten folgt) häufig in der 
Geschichte zusammen fallen, so werden sie auch häufig mit 
einander verwechselt; und diese Verwechslung hat den Re- 
volutionsmachern so wie den Eroberern auch schon zur Be- 
schönigung ungegründeter Ansprüche gedient, z. B. als die 
Belgier gewisse Landstriche forderten, weil dieselben in 
früheren Zeiten zu Belgien gehört hätten; wogegen ihnen 
aber erwiedert ward, dass Belgien derzeit gar keinen Staat 
gebildet habe, also anch als solcher keine Rechte und na- 
mentlich kein Gebiet haben können. Die Belgier mögen vor 
der Revolution von 1830 ein Volk im historischen Sinne 
gewesen seyn (was freilich Geschichtskundige auch nicht 
zugeben); aber im staatsrechtlichen waren sie es wenigstens 
nicht. . ! . . •' 
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Knechtschaft überlassen, d. h. vom Anthcil an der 
Staatsgewalt ausschliesseu , was doch offenbar folge* 


ten anhängcn, welcher die Weiher nicht für Menschen 
hielt. (Freilich giebt es itzt eine ..religiös -politische 
Parthey, welche, wie man sagt, auch in diesem Punkte 


durchführt. Es ist kaum nöthig zu sagen, dass hier 


diesen Punkt unter einander selbst nicht einig scyn.) 
Aus der Unterwerfung des Weibes unter den Mann 
folgt dann ferner die Unterwerfung ihrer Kinder unter 
den Vater. — So begründet sich die Entstehung der 

Staaten auf einen durch die INatur herbeigeführten 

• • 1 

stillschweigenden U ntenverfungsact. 

Und ist es denn anders hei den Staaten, welche 
unter gebildeten Völkern durch politische Umwälzun- 
den entstehen? Man achte nur auf die Erfahrungen, 
die wir selbst erlebt haben! — Wenn das wahre oder 
vermeintliche Bcdürfniss einer neuen staatsrechtlichen 
Ordnung da ist, so giebt es imm er einzelne hervor- 
ragende Menschen, welche sich seihst an die Spitze 

stellen. Diese bilden entweder seihst die Staatsgewalt, 

% 

oder bestimmen denjenigen, welchen sie damit beklei- 
den; und was sie gethan haben, wird dann gewöhn- 




Freyheit und Gleichheit folgerecht 


die St. Siinonistcn gemeint sind. Doch sollen sie über 
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lieh von dem übrigen Volke, zum geringeren Theile 

ausdrücklich , zum bei weitem grössten Theile aber 

' 

stillschweigend, d. h. durch factischcn Gehorsam ge- 
gen die Anordnungen des so bestimmten Herrschers 
genehmigt. Woher kommt dieses? Der Grund liegt 
darin, dass allen an der Herstellung einer rechtlichen 
Ordnung gelegen, den meisten aber die Form der- 
selben, und die Person des Herrschers gleichgültig 
ist, sobald nur der Zweck des Staats erfüllt wird. 
Die meisten wissen oder fühlen wenigstens, dass sic 
die Sache doch nicht verstehen, und dass, wenn ein 
jeder seine Meinung geltend machen wollte, der Anar- 
chie kein Ende seyn würde. *) 

\ 

, Das schlagendste Beispiel zu dieser Ansicht hat 
uns ja die weltberühmte Julius -Revolution gegeben. 
Sie ist, wie allenthalben gerühmt wird, von dem sou- 
verainen Volke ausgegangen, und der neue Herrscher 

*) Der Berichterstatter über das^ neue Pairie- Gesetz in der De- 
putirtenkammer , Beranger , hat in seiner Rede die oben aus- 
gesprochene Ansicht sehr fein angedeutet, indem er sagte, 
die Gewalt welche ein neues Staatsgrumlgesetz einführe 
(pouvoir constituimt) habe etwas mystische*, sie offenbare 
sich nur in ausserordentlichen Fällen (Am.» les gründet crises 
des soeietes), sie gehöre dann dem, der die Kraft habe sieh 
ihrer zu bemächtigen ( qui a la jmissance de le saisir ) und 
diese Kraft sey zuweilen physisch, zuweilen moralisch ( quel- 
quef'ois le produit de /n foree, d'autrefois taute morale'). 
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nennt sich König durch den Willen des Kolks. Dass 
aber die kleine Anzahl Männer, welche ihm diese 
Krone gab, dazu vom Volke gar keine ausdrückliche 
Befugniss hatten, kann niemand bestreiten, und sie 
wussten dieses selbst recht gut} aber alle Vorwürfe, 
welche ihnen deshalb von den Republikanern gemacht 
worden sind und noch täglich gemacht werden, wer- 
den durch den einen Grund, welcher derzeit oft ge- 
nug angeführt ist, beseitigt: sie gehorchten der gebie- 
terischen Not hwendigkdt ( imperieusc necessite ). Der 
Anarchie war, nach ihrer Meinung, auf keine andere 
Weise vorzubeugen: und sic erreichten ihren Zweck, 
indem die Nation zum Theil ausdrücklich ihre Ge- 
nehmigung erklärte, zum Theil stillschweigend siel» 
der getroffenen Wahl unterwarf. Gerade dieser Her- 
gang ist vorzüglich geeignet, den Uebermuth und 
Dünkel, wodurch sich der Geist des gegenwärtigen 
Zeitalters auszeichnet, nicderzuschlagen. Wenn der 
schwache Sterbliche die grossen W eltbegehen heilen 
lenken zu können wähnt, so kann er hier, in dieser 

i 

sogenannten gebieterischen Nothwendigkcit , das Wal- 
ten einer hohem Macht, welche die Throne aus dem 
Staube erhebt und in Staub zerschmettert, ahnen ler- 
■*ncn. Aber freilich ist gerade die Nation, welche diese 
Begebenheiten in ihrer Mitte erlebt hat, oder wenig- 
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, stens die in ihr herrschende Parthey, am allerwenig- 
sten geneigt, eine höhere Weltordnung anzunchmen, 
(des verworfenen göttlichen Rechts nicht zu gedenken, 
geben sehr viele nicht einmal die gebieterische IVötb- 
wendigkeit zu) *). 

r . 

Geschichte und Erfahrung zeigen uns ferner, dass 
eine Demokratie im eigentlichen Verstände , d. h. eine 
Regierung, an welcher alle zum Staat gehörige In- 
dividuen (oder auch nur fast alle, worauf Rousseau, 
im Widerspruch mit seinem eignen System, die De- 
mokratie beschränkt) Antheil haben, nirgends und nie 
zur Wirklichkeit gekommen ist. — Denn wenn wir 
zuvörderst auch das weibliche Geschlecht aus der Acht 
lassen wollen, und unsere Blicke auf diejenigen Staa- 
teu des Alterthums und der neuem Zeit richten 
wollen, welche am geeignetesten zu dieser Verfassung 
waren oder sind, nämlich auf diejenigen, welche sich 
auf die Ringmauern einer Stadt, oder auf den Um- 
kreis weniger Meilen beschränken, so finden wir in 

*) In (reffenden Worten hat der philosophische Politiker Guizot 
in seiner über das Pairie- Gesetz in der Deputirten- Kammer 
gehaltenen Rede, auf diesen Punct hingedeutet, indem er 
sagte: „Le monde va de lui - meine en vertu de certains 
principes primitifs, naturels: s’il n'avoit pour se conduire » 
qne la loi des hommes, il pourroit bien aller de travers on 
meine s’arreter tout-i-falt " 
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den Griechischen and Römischen Freistaaten allent- 
halben die zahlreiche Classe der Sdaven , and ehen 
so in den neuern Staaten der Art die Dienstboten, 
nnd alle, welche in einem ähnlichen Verhältnis« stehen, 
von den gesetzgebenden Versammlungen ausgeschlossen. 
Wenn also auch (was ebenfalls sehr selten, und viel- 
leicht nur in einigen Meinen Schweizer Cantonen der 
Fall ist) alle Familienväter, oder alle sogenannten 
freyen Männer daran Theil nehmen , so herrscht immer , 
nur der kleinere Theil der ganzen Volksmenge. Aber 
auch dieser herrscht nur dem Scheine nach und steht 
selbst gewöhnlich unter der Leitung einzelner Männer, 
welche die Gabe der Ueberredung besitzen. Bekannt 
genug ist es ja, wie in den Freistaaten des Griechi- 

'p 

sehen Alterthums die Kunst der Redner, welche das 
Volk durch Schmeicheleien, verführerische Phrasen 
und Sophismen zu fesseln und zu lenken verstanden, 
das vorzüglichste Mittel war, die Leitung der öffent- 
lichen Angelegenheiten in die Hände zu bekommen. 

Wenden wir uns sodann zu dem Repräsentations- 
wesen der neuern Zeit, wodurch die Volksherrschaft, 
insbesondere in grossen Staaten, möglich gemacht 
werden soll, und vor allen zu dem souverainen Fran- 
zösischen Volke, und finden wir da, wie eine Ver- 
sammlung von etwa fünfhundert Individuen, zu deren 
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Wahl gegen drei mal hunderttausend Individuen ihre 
Stimmen gegeben, oder wenigstem* -zu geben das Recht 
haben, ein Volk von drei nnd dreissig Millionen re* 
präsentiren soll ("womit freiüeh die rechten Republi- 
caucr aucli nicht zufrieden sind), hvjL sö dürfen wir 
wohl auf der einen Seite frage« ob hier die drei und 
dreissig Millionen herrschen,' oder' siebt vielmehr diC 
Fünfhundert?' auf der andern »hier auch, ob sich die 
Sache vernünftigerweise anders einrichten liessc? Frei- 
lich wenn die Deputirtcn durch Mandate ihrer Wäh- 
ler (worüber ja in der neuesten' Zeit viel Redens ge- 
wesen ist) gebunden wären, und wenn man zugehen 

\ 

wollte, dass dies ausführbar wäre, so würden sie frei- 
lich ihre Wähler, oder eigentlich deren Mehrzahl 
wirklich repräsentiren 5 allein warum sollen die drei 
mal hunderttausend über die übrigen ztfei und dreissig 
Millionen und sieben mal hunderttausend herrschen! — 
Wollte man aber die Deputirten-Kammer vergrössem, 
oder mehrere dergleichen errichten, und etwa Volks- 
versammlungen unter freiem Himmel halten? — Schon 
in der jetzt bestehenden verhältnissmässig so kleinen 
Versammlung linden ja seihst verständige Franzosen 
der unnützen Reden und des Schreiens und Lärmens 
viel' zu viel! — Aus Allem folgt, ‘dass die Deputirten- 
Kammer ein Theil der herrschenden Gewalt ist, welcher 
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sich das Volk unterworfen hat, dass aber, wenn von 
einer Repräsentation des Volkes die Rede seyn soll , 
dieser Begriff in einem anderen Sinne zu nehmen ist, 
in welchem nicht minder auch von dem Könige und 
der Pairs- Kammer gesagt werden muss, dass sie das 
• Volk repräsentiren. ' '• 

Wenn etwa die Vertheidiger der Volkshcrrseliaft 
sagen: freilich sey es nicht möglich, dass Alle regieren, 
aber man müsse sich dem Ideal der Freiheit möglichst 
-zu nähern suchen, und einen so grossen Theil des 
■Volks, als nur möglich sey, an der Staatsgewalt Theil 
- nehmen lassen; — so lehrt die Erfahrung Uns eben- 
falls, dass die Mehrheit der Zahl keinesweges die 
Mehrheit der Einsichten und der erforderlichen Bil- 
dung ist, am allerwenigsten in Staatsangelegenheiten. 
Das alte Sprichwort, dass die Stimme des Volkes 
•Gottes Stimme sey, gilt hievon gar nicht, sondern 
findet nur da Anwendung, wo gewisse allgemeine, 
moralische oder religiöse Wahrheiten sich in beson- 
deren Fällen dem Volke Besonders eindringlich dar- 
stellen. Selbst Rousseau hat es anerkannt, wie zum 
> 

Gesetzgeber so hohe Eigenschaften erforderlich seyen, 
dass man solchen Männern öfter ein religiöses An- 
sehen beigelegt habe. Wie kann denn die grosse 

Menge diejenigen Eigenschaften besitzen, welche er- 

4 * 
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forderlich sind) um Aber die Annahme oder Verwer- 
fung 1 der Werke solcher Männer, nämlich der von 
ihnen abgefassten GesetzVorschläge, zu nrtheilen! — 
Man redet viel von der öffentlichen Meinung ; es kommt 
«aber darauf an, was man darutiter versteht. Soll die An- 
sieht der grossen Menge darunter verstanden werden, so 
wissen wir, dass diese das wetterwendischeste Ding unter 
der Sonne ist. Von dem Wechsel der Volksgunst 
in Bezug auf einzelne hervorragende Männer liefert 
nicht nur die Geschichte der alten Freistaaten die Bei- 
spiele, sondern es ist auch bekannt, wie es damit bei 
den itzt an der Spitze der französischen Regierung 
stehenden Mänbeto gegangen Ist, so dass sie selbst 
sich nicht mehr scheueta geradezu zu erklären, dass 
der Staatsmann die sonst so gerühmte Popularität eher 
verachten, als zu erstreben suchen müsse. Dass es 
nicht anders mit den Grundsätzen stehe, als mit den 
Personen, hat der höchst ausgezeichnete Staatsmann 
Thiers iii seiner in der französischen Deputirten-Kammer 
gehaltenen Rede über die Pairie vortrefflich gezeigt, in- 
dem er die verschiedenen und einander widerstreitenden 
Ideen, welche seit dem Jahre 1789 in der öffentlichen 
Meinung bei dem Französischen Volke nach einander 
die herrschenden gewesen sind, der Reihe nach auf- 
führte. 
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Kehren wir zur Theorie zurück, so entsteht nun, 
nachdem wir in der Geschichte und Erfahrung; den 
Unterwerfungsvertrag als die wahre Grundlage des 
Staatsvereins gefunden haben, die Frage, ob sich die- 
ses Ergebnis« auch vor der Vernunft rechtfertigen, 
lasse, oder ob hier die Ansicht Rousseau’s Anwen- 
dung finde, wenn er auszuführen sucht: ein Vertrag, 
wodurch sich der eine Theil nur zum Gehorchen ver- 
pflichte, der andere aber das Recht erlange zu befeh- 
len, scy im Widersprach mit der natürlichen Rechts- 
gleichheit aller Menschen und also nicht rechtlich denk- 
bar. — Um hierüber in’s Klare zu kommen, müssen 
wir den eigentlichen Sinn dieses Unterwerfungs -Ver- 
trages etwas genauer beleuchten. 

Ein Unterwerfungsvertrag kann entweder ganz 
unbeschränkt und unbedingt seyn, wenn nämlich eine 
Person einer anderen den ganzen Unifang aller ihrer 
Rechte überträgt, oder beschränkt und bedingt, wenn 
die Ucbertragung nur einen Theil dieser Rechte be- 
greift. Reisplele der letzteren Art giebt es genug im 
täglichen Leben. Jeder, welcher sich in ein Verhält- 
nis« der Dienstbarkeit, z. D, als Lehrling, als Geselle, 
als Dienstbote Überhaupt, begiebt, verpflichtet sich 
unter gewissen Redingungen zu gehorchen, er räumt 
dem Herrn in einem gewissen Grade das Recht ein, 
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seine,' des Dienstboten, Handlungen nach seinem Willen 
zu bestimmen. Ein Unterwcrfungsvertrag braucht also 
nieht nothwendig alle Rechte des Unterwerfenden zn 
umfassen. Es fragt sich nun, ob der Staatsgrundver- 
trag ein solcher sey, wodurch alle Rechte der Einzel- 
nen dem Staate übertragen werden. Dieses bejahet 
nicht nur Hobbes, sondern auch Rousseau, und lctz- 
* tcrer unterscheidet sich von dein ersteren nur dadurch, 
dass bei ihm diejenige Person, welcher man sich selbst 
mit allen Rechten ühergiebt, in der Wirklichbeit nicht 
vorhanden, sondern ein abstraeter Begriff, nämlich die 
Gesammtheit aller Uebertragenden selbst ist, wodurch 
denn, beim Lichte betrachtet, die ganze Uebcrtragung 
sich selbst wieder auflöset. So kommt es, dass Rous- 
seau und Hobbes, welche eigentlich von einer und 
derselben Grundansicht ausgehen, dennoch zu entge- 
gengesetzten Resultaten, nämlich der eine zur Anar- 
chie, der andere zum Despotismus, gelangen. 

Fragen wir, warum der Staatsvertrag so umfas- 
send scyn müsse? so antworten beide Philosophen, 
jeder in seinem Sinne: es sey dies deswegen nöthig, 
damit der Staatsverein die möglichst grösste Kraft 
erhalte, um seinen Zweck zu erreichen, namentlich um 
den gehörigen Schutz gegen Angriff und Gewalt zu 
gewähren. — Dass aber diese möglichst grösste Kraft 
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überhaupt zur Erreichung des StaaJszweckes nöthig 
sey ,• und ob der Staat nicht schon an einem Th eil 
dieser Krallt genug habe , . ist weder von dem einen, 
i noch von dem anderen untersucht »worden. — Hobbes 
harn zwar auf den richtigen Weg, indem er ausdrück- 
lich die Unterwerfung unter die Staatsgewalt nur in so 
weit gelten lassen zu wollen erklärte, als sie zur Errei- 
chung des Staatszwecks nöthig und förderlich scy. 
Allein die Folgerungen, welche er daraus hätte ziehen 
müssen, fehlen, und in dem weiteren Verlaufe seines 
Werkes hat er diese Beschränkung gänzlich aus der 
Acht gelassen. ■ 'f . 

Es würde uns zu weit führen, wollten wir die 
Ansicht, welche in dem Folgenden nur angedcutct 
werden wird, ausführlich entwickeln, weil dazu viel- 
leicht eine Erörterung des ganzen Systems der philo- 
sophischen Rechtsichre, aus welchem sie hervorgegan- 
gen ist, gehören würde. Dieses mag aber einer künf- 
tigen Arbeit Vorbehalten bleiben. Hier wollen wir 
von der Bemerkung ausgehen, dass es ein sehr häufiger 
Fehler der Schriftsteller ist, dasjenige Feld der Wis- 
senschaft oder Kunst, welches sie selbst bearbeiten, 
so anzusehen, als wäre cs das einzige, oder doch das 
erste von allen, und umfasste alle Interessen der Mensch- 
heit. Politische Schriftsteller haben sich dieses Feh- 
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lers nicht weniger schuldig gemacht, als andere. So 
wie die Theologen oft die Kirche als diejenige Anstalt 
darstellen, welcher alles Ucbrige untcrzoordnen sey, 
ja wie sie gar thnn, als wenn die Menschheit um 
der Kirche willen, und nicht diese wegen jener da 
wftre, so machen es die Politiker ihrerseits mit dem 
Staate. — Beide sind aber nnr Mittel für die Zwecke, 
welche die Menschheit erreichen soll, und nur in so 
weit, als sic dies sind, nehmen sie die Kräfte dersel- 
ben in Anspruch. Es giebt eine Menge von mensch- 
lichen Handlungen, welche den Staat gar nicht an- 
gehcn, und auf welche sich sein Wirkungskreis gar 
nicht erstreckt. Will die Staatsgewalt diese mit in 
ihren Bereich ziehen, so handelt sie despotisch, wenn 
aie auch in noch so republikanischer Form aultritt. 
Der erste Zweck des Staats ist Aufrechthaltung 
einer rechtlichen Ordnung, und da diese ohne Zwang 
gar nicht möglich ist, so ist gerade die Einsetzung 
einer Zwangsgewalt das wesentliche Erlbrderniss des 
Staatsvereins. Daraus folgt aber keineswegs eine 
Ucbertragung aller Rechte der Einzelnen an die Staats- 
gewalt. Diejenigen Rechte, welche jeder Einzelne 

\ 

haben muss, um seine Bestimmung als eines vernünf- 
tigen und moralisch handelnden Wesens in der Aus* 
senweit zu erfüllen, die dazu erforderliche Sphäre 
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der äusseren Freyheit, mit einem Worte, das Privat- 
recht, soll der Staat schütten, nicht aber als ihm, in 
dem obigen Sinne, übertragen betrachten. Wenn man 
nämlich das Wesen des Privatrechts genau untersucht, 
so kann man der Ansicht von Hobbes , mit welcher auch 
Rousseau gevrissermaassen übereinstimmt, keinesweges 
beipflichten, dass das Privatrecht erst durch den Staat 
gegeben werde, und nur im Verhiltniss der Einzelnen 
untereinander, nicht aber gegen den Staat gelte. So 
gewiss es ist, dass ohne den Staat das Privatrecht nicht 
aufrecht erhalten werden kann, eben so gewiss zeigt 
die richtige Ansicht, dass es unabhängig vom Staate 
entsteht. Die ersten privatrechtlichen Formen sind 
sogar vielleicht älter, als irgend eine Staatsform. Ka- 
ment lieh wurden wahrscheinlich Familien - und Eigen- 
sinnes -Rechte -im Rohen schon beobachtet, als der 
erste Staat noch i<n Werden wer, und dieser entstand 
gerade deshalb, weil man sab, dass jene Rechte sonst 
nicht erhalten werden könnten. Traurig wäre es 
in der That, wenn, wie Hobbes andeutet, nachdem 
vor der Entstehung des Staats jeder Einzelne das Recht 
gehabt hätte, joden der Uebrigen nach Belieben zu 
tödten, dieses Recht zwar auf den Inhaber der Staats- 
gewalt beschränkt würde, aber diesem doch immer 
zustande. — Kein! das Heiligthiuu des Privatrechts 
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muss eben so unantastbar für den Inhaber der höch- 
sten Gewalt, wie für den geringsten 'Untertitan seyn, 
und zu den Pflichten des Herrschers, welche nicht bloss 
moralischer und religiöser Natur sind, sondern sofern 
sie wesentlich zur Erfüllung des Staatszwecks gehören, 
ebcnntässigen Rechten der Unterthanen entsprechen, 
ist namentlich diejenige zu zählen, dass er das rich- 
terliche Amt (welches gerade der Hüter des Privat- 
rechts ist) ohne Willkiihr durch unabhängigd^Per- 
sonen verwalten lasse, deren gesetzlichem Ausspruch 
er auch selbst sich unterwerfe. 

Ein Staat, in welchem das Privatrecht von der 
höchsten Gewalt nicht heilig gehalten wird, ist mit 
Recht despotisch zu nennen. Aber diese Benennung 
wird sehr häufig missbräuchlich von Staaten gebraucht, 
in welchen die Regierten nicht seihst mit regieren. 
Ein ähnlicher, aber viel häufigerer Missbrauch wird 
mit dem Worte Freyheit getrieben, indem man darun- 
ter dieses Mitregieren versteht, welches man bekannt- 
lich politische Freyheit, im Gegensatz der bürgerlichen 
nennt Nur die letztere aber ist diejenige Freyheit, 
auf welche jedes menschliche Wesen vermöge seiner 
vernünftigen, moralischen Natur einen Anspruch hat; 
welches aber mit der crstcrcn eben so wenig der Fall 
ist, wie mit der sogenannten Souverainet&t des Volks. 


, / 
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Die Souverabictät oder die Staatsgewalt entsteht erst, 
wie wir gesehen haben, übertragungsweise, und be- 
gründet keinen natürlichen Anspruch jedes moralischen 
und menschlichen Wesens. Eben so wenig wie es 
jemandem einfallen wird, jedem einzelnen Menschen 
die Eigenschaft der Souvcrainetät beizulegen, eben so 
weiiig ist einzusehen, wie, wenn sich diese Einzelnen 
zu einander gesellen und so ein Volk werden, diese 
Eigenschaft dadurch bei ihnen entstehen soll. Die 
der vernünftigen menschlichen* Natur einwohnende 
moralische TVürde ist eben so heilig in einem ganzen 
Volke als in jedem Einzelnen zu halten. Diese ist 
aber noch keine Souverainetät, sondern um sic zu 
schützen, wird gerade gewissen Personen die Souve- 
rainetät ertheilt, indem jeder Einzelne seine Willkühr 
so weit, als cs dieser Zweck erfordert, von ihnen be- 
schränken lässt. . , 

Bei der aufgestellten Ansicht ist freilich zu er- 
wägen, dass der Wirkungskreis des Staates hie und 

da in das Privatrecht cingreifen muss. Der Staat be- 

» 

darf ja eines Theils des Eigenthums der Einzelnen, ja 
sogar auch ihrer geistigen und körperlichen Kräfte 
und zu Zeiten ihres Lebens, um sich zu erhalten. 
Ferner kommen die Fälle in Betracht, wo Einzelne 
sich durch ihre eignen Handlungen (nämlich dürch 
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Verbrechen) ausserhalb des privatrechtlichen Schatzes 
stellen und der Strafgcwalt des Staates anheim fallen, 
damit der Zweck des Staates erfüllt werde. Endlich 
erfordert schon das Zusammenleben der Menschen, mit 
deq daraus hervorgehenden mancherlei Reibungen und 
Conflicten, so wie die dem Staate obliegende Ver- 
hütung yoq Verbrechen, manche kleine Beschränkun- 
gen der bürgerlichen Freiheit, welche man unter dem 
Namen der Policey begreift. Dass aber die Ansprüche, 
welche der Staat in diesen Beziehungen an seine Glie- 
der macht, nach bestimmten Grundsätzen, der Gerech- 
tigkeit und dem Staatszwecke gemäss geregelt werden, 

> ist Sache der Gesetzgebung, einer schweren Kunst, 
deren sich die grosse Menge nicht rühmen kann, und 
welche sie vernünftigerweise solchen Männern über- 
lässt, die ihr ganzes Leben den dazu erforderlichen 
Studien widmen. Denn \yolIten wir Alle Gesetzge- 
ber seyn, so würde es mit den Gewerben und allen 

zum Leben und dessen Genüsse dienenden Künsten 

* 0 

schlecht stehn. In gewöhnlichen Zeiten follt es auch 
der grossen Menge der Staatsbürger gar nicht ein, ihre 
Zeit und Kräfte ihren Privatbestrebungen zu entziehen, 
um sich mit dem Regieren abzugeben. Adber in Zeiten 
politischer Krisen und eines fieberhaften gesellschaft- 
lieben Zustandes entsteht natürlicherweise unter allen 
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- Klassen der .Gesellschaft eine Aufregung , welche solche 
Erscheinungen hervorbringt, wie wir sie erleben. 

Zum Schlüsse der obigen Ausführungen mag es 

für jetzt genügen, auf Zwei Folgerungen, welche 

* 

daraus zu ziehen sind, aufmerksam zu machen. 

Die erste ist die Berichtigung der gewöhnlichen 
dunkeln Begriffe von Volks -Repräsentation. Es ist 
oben angeführt, wie seihst Rousseau sich über diesen 
Punct erklärt hat. Auch wird es ferner deutlich ge- 
worden seyn, wie es auf einer blossen Fiction und 
Begriffsverwirrung beruht, wenn md in einer soge- 
nannten gemischten Staatsverfassung diejenigen Theil- 
nehmer der höchsten Gewalt, welche von Zeit zu Zeit 
von einem kleinen Theile der Regierten gewählt wer- 
den, im Gegensatz des Fürsten und etwa der von die- 
sem ernannten oder durch gewisse unmittelbar aus den 
Gesetzen hervorgehende Bevorzugung bestimmten, an 
der Gesetzgebung beständig theilnehmenden Personen, 
die Repräsentanten des Volks im eigen tlichen Sinne 
nennt. Die Gründe, aus welchen die hier verstandene, 
in unserem Zeitalter beliebte Form der sogenannten 
eonstitntionellen Staaten für die vorzügliche und den 
Bedürfnissen des gegenwärtigen Zustandes angemes- 
senste zu halten ist, liegen nicht in dieser Fiction 
einer Volks- Repräsentation, sondern darin, dass es 
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überhaupt gcrathen Ist, die Staatsgewalt, namentlich 
den Zweig der Gesetzgebung, nicht einer einzigen 
physischen Person anzovert rauen, sondern sie unter 
■mehrere zu theilen, um sic freycr von dem Einfluss 
menschlicher' Schwächen zu erhalten^ ferner darin, 
dass es nicht an einer Controlle der* permanenten und 
ausübenden Gewalt fehlen soll, ohne Weichte diese Zu 
leicht erschlafft oder vielleicht ihre Befugnisse über- 
schreitet: und endlich darin, dass sich hei der Ge- 
setzgebung die Meinungen und Ansichten solcher 
Männer vernehWn lassen sollen, welche aus dem ver- 
schiedenen Classen des Volks hervorgehend, nnd in 
dieselben wieder zurücktretend, die Bedürfnisse des 
Landes und seiner Bewohner genauer kennen. » 

Es würde hier zu weitläuftig seyrt, alle die irrigen 
und schädlichen Folgerungen aufzuführeü, welche ans 
der Vorstellung von einer Volkskammer als der eigent- 
lichen und ausschliesslichen Repräsentantin des Volks, 

wie sie sich neuerdings, hauptsächlich von Frankreich 

\ 

aus verbreitet hat , hervorgegangen sind. - Es gehört 
\ dahin unter anderen die Ansicht , als ob es von der 
grössten Wichtigkeit" sey, dass die Anzahl der Mit- 
glieder einer solchen Kammer und ihrer Wähler in 
einem genauen Verhältnis zu der Volkszahl der Be- 
zirke und Orte, wo die Wahlen geschehn, stehn 
■ \ 
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müsse. Bekanntlich ist dies ein Lieblingssaiz der An- 
hänger der Reform in England; aber, ohne über die ' 
Reformbill urtheilen zu wollen, muss man den Geg- 
nern derselben darin Recht geben, dass sie den Satz 
aufstellen: es komme nicht darauf an, dass die Volks- 
zahl repräsentirt werde, sondern darauf, dass die 
grossen Interessen der IVation, als Handel, 'Schiffahrt, 
Ackerbau, Colonien . u. s. w. durdi tüchtige Männer 
iin Unterhause vertreten werden, und es sey dahey 
gleichgültig, ob solche Männer von einer grossen, 
volkreichen Stadt oder von einem kleinen Flecken ge- 
wählt werden *). . . 

*) Um zu zeigen, wie die oben aufgestellte Ansicht mit der- 
jenigen freisinniger Franzosen übereinstimmt, sey es hier er- 
♦ laubt , folgende Stellen aus den in der Deputirten - Kammer 
gehaltenen Reden Royer-Collard’s und Guizot’s über das 
Pairiegesetz (aus dem Journal des debats) herzusetzen: 

Roy er - Collard ; — Messieurs, les societes ne sont pas 
des rassembiemens numeriques d’individus et de volontes : eiles 
ont un autre dement que le nombre: eiles ont nn lien plus 
fort, le droit, privilege de l'humanite, et les interets legiti- 
mes qui naissent du droit. Le droit ne relevc pas de la 
force, mais de la justice, arbitre souvermine des interüts. Sous 
les auspices du droit, les societes se formen! pour detroner 
la force, et faire asseoir ü sa place la justice. Remarquez- 
le, Messieurs, cette decomposition, sije puis m’exprimer ainsi, 
de toute la societe en droits et en interets substitues aus 
indiridus .et. aus. volontes est ä la fois la raison et la sanction 
du gouvememeat representatif. P# la nature insurmontable 
des choses les volontes ne se representent point, cllcs sont 
, i . ellcs meines, ob elles ne sont pas. Lear souverainete reste 
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Die zweite der noch zu bemerkenden Folgerungen 
ist eine bestimmtere Entscheidung der Frage: wann 
ist eine Revolution rechtmässig? Aus der oben auf- 
gestellten Ausicht scheint es eben so wenig zu recht- 
fertigen, wenn die eine Parthey jede Revolution als 
unrechtmässig verwirft, als wenn die andere jede Ver- 
letzung der bestehenden Staatsverfassung abseiten einer 
der höchsten Gewalten für einen genügenden Recbis- 

sur la place publique, et c’eat toujours la qu’il faut aller 
la cbercber, car eile ne peut pas en sortir. — Mais la soc : ete 
ayant etc classee en droits et en interets cgalement legitimes, 
quoi qu’ils ne soient pas les niemes, si vous considerex 
d’abord l’une de ces dasses, par exemple les interets com- 
muns ä tous et les droits dout nnl n’est prive, vous apper- 
cevez immediatement que, sans egard au nombre des per- 
sonne*, dix mille, Cent mille, autant de myriades que l’on 
voudra, celui qui possede en lui meine tous ces inteidts, et 
pas un interlt contrairr , celui -lä, dis-je, les represente par- 
faitement, puisqu’il n’en pourrait blesser aucun sans se 
blesser soi-müme. Maintenant faites le munter dans le gou- 
vernement; vous y faites enbrer, vous y faites sieger avee 
lui tous les interets qu’il represente, avec la force morale 
qui leur appartient dans la societe et dans la quelle le nom- 
bre vient se confondre. 

En effet, Messieurs, que represente* vous iei? L’uni- 
versalite des personnes et des volontis? Mats ceux qui vous 
ont envoyes, ac formen t peut-etre pas avec vous la cinquan- 
tieme partie de la population capable de vöuloir; La plus 
extreme bienveillance , comme la plus baute estime, ne sau- 
roient decouvrir en vous qu'une impereeptible Oligarchie, en 
contradiction SagrAte b la souverainetA'ds peuple. "Votr* 
legitimite ne vient donc pas d’elle; eile vient de ce que, re- 
presentant des interets , ces iatertts, parfaitemen t exprimes 


Digitized by Google 



65 


grund zu einer Revolution hält. Wenn nämlich auf 
der einen Seite der Untcrwerfungsverlrag durch die 

t . ' 

wesentlichen Zwecke des Staatsvereins bedingt ist, so 
muss er auch seine Gültigkeit verlieren, sobald dieser 
Zweck nicht erreicht und also die wesentliche Bedin- 
gung des Vertrages nicht erfüllt wird. Sobald die 


par les vötres , vivent, pensent, agissent dans chacun de 
toiu. (Der Redner folgert sodann ans dem Vorstehenden, 
dass beide Kammern, mit dem Könige zusammen , die wahre 
ftationalrepräsentation bilden ). 


Guiiot unterscheidet droits personnels, universels , egaux 
pour tous, inherans ä Vhumanite, und droits politiques, und 
sagt sodann: 

Un droit politique, c'est une portion du gouvernement. 
Quiconque les exerce, decide non seulemcnt de ce qui le 
regarde personnellement, mais de ce qui regarde la societe 
on une portion de la societe. 

De-lh il suit, que les droits politiques ne sont point 
universels et egaux pour tous. Ils sont speciaux, limites. 
Bien loin que l’egalitc soit le principe des droits politiques, 
c'est l'inegalite qui cst ce principe. Les limites de cette 
inegalitc peuvent Tarier ä l’inlini; les droits politiques s'ctcn- 
dent, ils se resserrent selon une multitude de circonstanc es 
differentes; mais l’inegalite demeure tonjours leur principe, 
et quiconque parle d’egalite en matiere de droits politiques, 
confond deux classes essentiellemcnt distinctes et differentes, 
l’existence individuelle et l’existence socinle, l’ordre civil et 
l’ordre politique, la liberte et le gouvemement. 


La democratie moderne n’est pas vouce ä In vie politi- 
que, eile a scs interets et ses affaires dont eile demande ä 
pouvoir s’oeenper avec liberte et securite; eile cherche dans 
le gouvemement toules les garantics de cette liberte et de 
cette securite. Rien de moius, rien de plus. 
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Staatsgewalt entweder zn schwach geworden ist, um ' 
die rechtliche Ordnung aufrecht zu erhalten, oder so- 
bald sie gar seihst frevelnd diese Ordnung zerstört, 

' wenn Leben und Eigenthum der Börger, anstatt nur 
den Aussprüchen gcsetzmässiger Gerichte unterworfen 
zu seyn, der Willkühr und den Leidenschaften des 
Mächtigen Preis gegeben wird, dann ist eine Staats- 
umwälzung eben so wenig unrechtlich zu nennen, wie 

i 

zu .vermeiden. Wenn aber auf der andern Seite in 
einem coustitutioncllen Staate, in welchem die Staats- 
gewalt in mehrere Gewalten und unter mehrere Per- 
sonen oder Körperschaften künstlich getheilt ist, eine 
* 

dieser Gewalten ihre Befugnisse überschreitet und so- 
mit die Verfassung verletzt, so beruht es auf der oben 
angedeuteten Begriffsverwirrung, zu behaupten, dass 
damit sofort eine Revolution gerechtfertigt sey. • Denn 
wenn sich diese Gewalt ein Recht anmaasst, welches 

ganz oder zum Theil einer der anderen Gewalten zu- 
* 

steht, so wird damit dieser letzteren Unrecht getban, 

aber nicht nothwendig dem Volke , dessen Recht, 

welches nur auf die Erfüllung des Staatszweckes geht, 

vielleicht gar nicht dabei betheiligt ist. In solchem 

Falle ist cs also nicht Sache des Volks, sondern der 
* « 

beeinträchtigten Staats - Gewalt, die verletzende Gewalt 

in ihre Schranken znrückzuweisen , und dazu möchte 

I 
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es ihr, selbst wenn die letztere die executive seyn 
sollte, in einer zweckmässig eingerichteten Verfassung 
nickt an verfassungsmässigen Mitteln fehlen. Sollte 
sie aber auch mit solchen nicht ausreichen, und die 
verletzende Gewalt, weil sie die stärkere ist, ihr Vor- 
haben durchsetzen, so wimie es doch noch sehr pro- 

I ' 

blematisch seyn, ob das Volk berechtigt seyn würde, 
sich in die Sache einzumischen, sofern dieses auf ge- 
waltsame Weise geschehen müsste. Es würde in 
jedem einzelnen Falle darauf ankommen, ob und in, 
wiefern die Verfassungs- Verletzung mittelbar am Ende 
zur Störung des Staatszweckes führt, und jedenfalls 
müssten erst alle möglichen Mittel (z. B. Stenerver- 
Weigerung) erschöpft werden, bevor man zu dem 
furchtbarsten aller Mittel, dem Umsturz der Staatsge- 
walt und somit aller rechtlichen Ordnung, schritte. 


Ob und in wiefern diese Ansicht anf die Franzö- 
sische Revolution vom Juli 1830 Anwendung leide, 
zu untersuchen ist hier nicht der Zweck. Auch würde 
eine solche Untersuchung um so weniger von Nutzen 
seyn , da die durch diese Revolution entstandene 
Regierung, nach den oben aufgestellten Grundsätzen, 
durch, ausdrückliche und stillschweigende Unterwer- 
fang des Volks, so wie durch ihre den Staatszweck 


/ 


* 
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«•füllenden Handlangen, sich vollkommen auf den 
staatsrechtlichen Boden gestellt hat 

Wir würden das uns vorgesteckte Ziel dieser 
Abhandlung überschreiten, wenn wir die Frage von 
der Rechtmässigkeit einer Revolution ausführlicher 
erörtern wollten. Sonst wurden insbesondere auch 
noch die Fälle in’s Auge zu fassen scyn, wo ein Volk 
mit einem anderen Volke durch die Gewalt der Waöcn, 
nicht durch freien Vertrag, vereinigt ist, und nun 
aufsteht, diese Vereinigung wieder zu zerreissen. Hier 
kommen zu den ebigen Betrachtungen noch besondere 
Rücksichten, welche jedoch auch damit Zusammenhän- 
gen. Denn die eigenthümliclien Interessen und Cha- 
rakterzüge eines besonderen Volkes, welche sich ge- 
schichtlich gebildet haben und eigentlich das stärkste 
Band des Volksvereins ausmachen, müssen auch von 

einer fremden Regierung, wenn sie den Vorwurf der 

1 

Despotie vermeiden will, geschont und gepflegt wer- 
den. Aber auch dieser Punkt gehört vorzüglich in 
den Bereich des Privatrechts. 
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